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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 
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Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Für Chemiker. 


Zur Leitung unseres chemischen Laboratoriums 
zur Untersuchung von Lebensmitteln und technischen 
Artikeln suchen wir einen 


dipiomierten Lebensmittel-Chemiker. 


Nachfrage. 


äckerstelle..e Wir suchen auf Antritt 1. März 1918 einen 

tüchtigen Bäcker, der mit Dampfbackofen „Bühler Uzwil*“ 
sowie Knetmaschine umzugehen weiss. Erfordernis St. Galler 
Brotbäckerei, Maisbrot, sowie etwas Konditorei. Anmeldungen 
mit Lohnforderung sowie Zeugnisabschriften sind bis 22. Januar 
einzureichen an Konsumgenossenschaft Sevelen (Rheintal). 


ir suchen mit Antritt auf 1. März tüchtige, branchenkundige 

Verkäuferin. Jahresumsatz Fr. 75,000.—. Offerten sind 
mit Gehaltsansprüchen, Zeugnisabschriften, Alter und bisheriger 
Tätigkeit an die Konsumgenossenschaft Uettligen bei Bern zu 
richten. 


Angebot. 


Die Bewerber haben sich über ihren Studiengang 
sowie ihre praktische Betätigung auf dem Gebiete 
der Lebensmittel- und analytischen Chemie auszu- 
weisen. Vollkommene deutsche und französische 
Sprachkenntnisse sind erforderlich. 

Die Besoldung wird nach Uebereinkunft fest- 
gesetzt. 

Offerten sind erbeten an die Verwaltungs- 
kommission des Verbandes schweiz. Konsumvereine 
(V.S.K.) Basel, Thiersteinerallee 14. 
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| iR kautionsfähiger Mann, der während 7 Jahren einem 
Kolonialwarengeschäft nebst Bäckerei vorgestanden und die 
Einkäufe und Buchführung besorgt hat, sucht Stelle als Ver- 
walter. — Offerten unter Chiffre W.O.9 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. | 
| 


üchtiger, energischer Kolonialwarenfachmann, deutsch, 

französisch und englisch sprechend, in grosser Konsumge- 
nossenschaft tätig gewesen, sucht auf 1. Mai, event. früher, 
anderweitige Stelle als Verwalter. Öiferten unter Chiffre 
A. ]J. 8S an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 
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wei Schwestern suchen Stelle in einem Konsumverein. Sie 


würden auch ein Depot übernehmen. Offerten unter Chiffre | = A zeiten il = lt Enlmm ai ie ıl ei ul = m tee Mi au ke a ni 
R. B. 17 an den Verband schweiz, Konsumvereine in Basel. je Mm Fr m Sr m |. m un Mm == m == Mm == Mm Fr Mi == m = 


üngeres, kinderloses Ehepaar mit Verkaufskenntnissen, 

wünscht eine Konsumfiliale zu übernehmen. Gute Referenzen 
stehen zu Diensten. Eintritt und Gehalt nach Uebereinkunft. 
Kaution kann geleistet werden. Offerten unter Chiffre S. S. 6 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Wir empfehlen unseren Vereinsverwältungen 


Rüstkalfee 


ganz und gemahlen 
Aust, Frühjahr 1018 wünscht junges, nettes Ehepaar in | III 


Konsumverein Verkäuferstelle. Eintritt und Gehalts- 
U Röstkaffee 


unge Frau, langjährig erfahrene Genossenschafterin, wünscht 

Stelle neben I. Verkäuferin oder kleine Ablage mit 
30—40,000 Fr. Jahresumsatz. Kaution kann geleistet werden. 
Offerten unter Chiffre H. K. 16 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


ansprüche nach Uebereinkunft. Offerten unter Chiffre L.M. 14 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


. I ‘ochter, gesetzten Älters, Leiterin einer Konsumfiliale, wünscht 


Stelle zu ändern. Auf Verlangen kann Kaution geleistet nehmen bei gleichen Preisen punklo Qualität 


werden. Zeugnisse stehen zu Diensten. Offerten unter Chiffre 


A.S. 15 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. | den Kampf mit jedem Konkurrenzprodukie auf 
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Kakao Union 
hal in jeder sparsamen Küche einen Ehrenplaß,. 
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No. ö 


XVlll. Jahrgang Basel, den 19. Januar 1918 


Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—16 Seiten Text. 
Abonnementspreis: Fr. 4.40 per Jahr, Fr. 3.— per sechs Monate, ins Ausland unter Kreuzband Fr. 7.— per Jahr. 
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Inhalts-Verzeichnis: 


Die neuen Handelsregistertaxen und deren Konsequenzen für unsere Verbandsvereine. — Und aus dem Saulus wurde 
ein Paulus! — Einmal ein anderes Lied. — Der Stand der italienischen Genossenschaftsbewegung im Jahre 1915. — Dunkel 
ist der Rede Sinn! — Volkswirtschaft: Einschränkungen des Papierverbrauches der Zeitungen, Zeitschriften und andern pe- 
riodischen Publikationen. Versorgung des Landes. mit Speiseölen und ‚Speisefetten. — Aus der Praxis: Ladenmanki. — Be- 
wegung des Auslandes: Deutschland. Polen. — Aus unserer Bewegung: Biasca, Herisau, Reinach, St. Gallen. — Verbands- 


nachrichten. — Genossenschaitliches Volksblatt. — La Coop&ration. — Mitteilungen der Redaktion. 


Die neuen Handelsregistertaxen 
und deren Konsequenzen für 
unsere Verbandsvereine. 


Sch. Die Kriegsiolgen zeigen sich im Betrieb 
aller wirtschaftlichen Unternehmungen (Genossen- 
schaften eingeschlossen) nicht nur durch Erhöhung 
aller Warenpreise und aller Personalauslagen, der 
Bahn- und Postgebühren etc., sondern auch Abgaben 
und Steuern aller Art werden teils neu beschlossen, 
teils erhöht. 

Nachdem das Jahr 1915 die Kriegssteuer, das 
Jahr 1916 die Kriegsgewinnsteuer, welch letztere 
allerdings unsere Verbandsvereine nicht stark be- 
drückt, gebracht hat, werden im Jahre 1918 drei 
neue Belastungen den Betrieb der Verbandsvereine 
erschweren, resp. verteuern, nämlich die erhöhten 
Posttaxen, die neuen eidgenössischen Stempel- 
steuern und die erhöhten Handelsregistergebühren. 


Bezüglich der Wirkungen der erhöhten Posttaxen 
für den Geschäftsbetrieb der Konsumvereine ist hier 
nicht viel zu sagen; die Verbandsvereine werden 
diese Wirkungen abschwächen können, wenn sie 
fortfahren, ihren Verkehr möglichst zu konzentrieren 
auf den V.S.K. und auch diesen konzentrierten Ver- 
kehr nochmals möglichst zusammenfassen, nicht 
zwei Briefe frankieren, wo es einer tun kann etc. 
Auf die Stempelsteuern und deren Konsequenzen 
für die Konsumvereine werden wir zurückkommen, 
sobald die zurzeit in Vorbereitung durch eine Ex- 
pertenkommission befindliche Vollziehungsverord- 
nung publiziert worden ist. Ueber die Erhöhung der 
Handelsregistergebühren seien nachfolgend einige 
Erläuterungen angebracht. 

Während die meisten Belastungen an Steuern 
und Gebühren, die seit Kriegsausbruch erfolgt sind, 
entweder direkte Kriegsfolgen sind oder sogar auf 
den ausserordentlichen Vollmachten des Bundesrates 
beruhen, trifft dies anscheinend auf den Erlass betr. 
Erhöhung der Handelsregistergebühren nicht zu, 
denn solche war schon seit geraumer Zeit angestrebt 


des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) betrug im Monat 


Dezember 1917 Fr. 10,233,763.77. 
Die Zunahme gegenüber dem Monat 


Der Umsatz 


Dezember 1916 beträgt demnach Fr. 278,692.98 oder 2,80%. — 
Der Jahresumsatz 1917 erreicht die Summe von Fr. 96,185,998.50. 
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und die Erhöhung ist auf Grund der auch in 
Friedenszeiten bestehenden Verordnungsgewalt des 
Bundesrates erfolgt. Ueberlegt man sich jedoch die 
finanzielle Tragweite einzelner Erhöhungen, so er- 
hält man doch den Eindruck, dass es sich da zum 
Teil mehr um Einführung neuer indirekter Steuern, 
als um blosse Gebührenerhöhung handelt; das Be- 
streben, die durch den Krieg verschlechterte Finanz- 
lage des Bundes zu verbessern, hat anscheinend 
stärker zur Erhöhung beigetragen wie die in der 
Materie selbst liegenden Gründe. 

Nachfolgend sei zunächst der Erlass selbst ab- 
gedruckt; er lautet: 

„Abänderung der Verordnung über das 

Handelsregister und das Handelsamtsblatt. 
(Gebührenordnung.) 


(Bundesratsbeschluss vom 8. Dezember 1917. ) 


ATEM 


Durch die Handelsregisterbureaux sind zu er- 
heben: 


1. Fr. 20.— für die Eintragung von 
a) Einzeliirmen, 
b) Stiftungen und 
c) Personen, welche sich gemäss Artikel 865, Ab- 
satz 1, des Obligationenrechts ins besondere Re- 
gister (Register B) eintragen lassen, 
2. Fr. 50.— für die Eintragung von 


a) Kollektivgesellschaften, 

b) Kommanditgesellschaiten mit einem Kommandit- 
kapital bis Fr. 100,000.—, 

c) Vereinen, 

d) Genossenschaften ohne Stamm- oder Garantie- 
kapital oder Reserveionds, oder mit Stamm-, Ga- 
rantie- oder Reservekapital bis Fr. 100,000.—, 

e) Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaf- 
ten mit einem Aktienkapital von nicht mehr als 
Fr. 100,000.—, 

f) Instituten auf Rechnung öffentlicher (iemein- 
wesen (Staat, Bezirk, Gemeinde) ohne beson- 
deres Betriebs- oder Garantiekapital, oder mit 
einem solchen von höchstens Fr. 100,000.—, 

3. Für die Eintragung von Kommanditgesell- 
schaften, (Genossenschaften, Aktiengesellschaften 
und Kommanditaktiengesellschaften und Instituten 
auf Rechnung öffentlicher Gemeinwesen, 

deren Kommandit-, Stamm-, Garantie-, Be- 
triebs-, Reserve- oder Aktienkapital den Betrag von 

Fr. 100,000.— übersteigt: 
eine Grundtaxe von Fr. 50 und überdies von dem 

die Summe von Fr. 100,000.— übersteigenden Be- 

trag für je Fr. 1000.— einen Zuschlag von 10 Rappen 

(io °/o0), doch dürfen Grundtaxe und Zuschlag zu- 

sammen den Betrag von Fr. 2500.— (zweitausend- 

fünfhundert) nicht übersteigen. 

Die Gebühr berechnet sich bei Aktiengesell- 
schaften und Kommanditaktiengesellschaften nach 
dem in den Statuten vorgesehenen Höchstbetrag des 
Aktienkapitals. 

4. Für die Eintragung von Bevollmächtigten 
(Prokuristen, Direktoren, Geschäftsführer u. dgl., 
Liquidatoren, Delegierte oder sonstige zeichnungs- 
berechtigte Mitglieder von Verwaltungsräten und 
Vorständen, Vertreter von Instituten auf Rechnung 
öffentlicher Gemeinwesen und von Stiftungen) und 
für die Eintragung des Hauptes einer Gemeinder- 
schaft: Fr. 10.—. 
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No. 3 


Art. 2. 


Für Eintragungen, welche Zweigniederlassungen 
betrefien, ist je die Hälfte der für die Eintragung der 
Hauptniederlassung vorgesehenen Gebühr zu ent- 
richten. 

Besitzt eine Firma mehr als eine Zweignieder- 
lassung und muss eine am Hauptsitz vorgenommene 
Eintragung auch an den Sitzen der Zweigniederlas- 
sungen angemeldet werden, so reduziert sich die Ge- 
bühr für die Zweigniederlassungen auf ein Viertel 
der für die Hauptniederlassung vorgesehenen Ge- 
bühr, 

Befindet sich die Hauptniederlassung im Aus- 
land, so ist für die erste Eintragung einer Zweig- 
niederlassung die ganze Gebühr zu entrichten. Wei- 
tere Zweigniederlassungen werden behandelt wie 
diejenigen von schweizerischen Hauptniederlas- 
sungen. Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
werden gleich behandelt wie Aktiengesellschaften. 

Ist eine auf eine Zweigniederlassung bezügliche 
Eintragung nicht von einer Eintragung im Register 
der Hauptniederlassung abhängig, so wird die ganze 
Gebühr berechnet. 

Die Gebühr wird für iede Zweigniederlassung 
auch dann besonders berechnet, wenn mehrere 
Zweigniederlassungen miteinander oder gleichzeitig 
mit der Hauptniederlassung eingetragen werden. 


Art. 3. 


l. Für Aenderungen und Löschungen ist die 
Hälfte der in Art. I und 2 vorgesehenen Gebühren zu 
bezahlen. 

Für die Löschung eines Unterschriftsberech- 
tigten (Art. 1, Ziffer 4) ist die Gebühr auch dann zu 
berechnen, wenn an seiner Stelle ein neuer Unter- 
schriftsberechtigter eingetragen wird. 

Wenn die Unterschriftsberechtigung zufolge 
Löschung der Firma dahinfällt, so ist eine Gebühr 
nicht zu beziehen. 

Für Aenderungen, die lediglich das Geschäfts- 
lokal betreffen, beträgt die Eintragsgebühr Fr. 5. 


2. Für die Eintragung sowie für die Löschung 
eines jeden nicht zeichnungsberechtigten Mitgliedes 
des Vorstandes einer Genossenschaft ist eine Gebühr 
von Fr. 1.— zu bezahlen; ist jedoch ein solches Vor- 
standsmitglied weggefallen und wird an dessen Stelle 
ein neues eingetragen, so erfolgt die Löschung ge- 
bührenfrei. 

3. Für die Nachführung der Mitgliederverzeich- 
nisse von Genossenschaften (Art. 702 des Obliga- 
tionenrechts) sind zu erheben: für ie 10 einzutra- 
gende oder zu löschende Personen oder Bruchteile 
einer Reihe von 10 Personen: Fr. 2.— . 


Art. 4. 


Löschungen von Amtes wegen finden gebühren- 
frei statt. 
Att.. 5, 


Für Auszüge und Bescheinigungen über den 
Inhalt des Handelsregisters wird für jede Blattseite 
ein Betrag von Fr. 2.— erhoben; die angefangene 
Seite wird wie eine ganze berechnet. 


Für Bescheinigungen darüber, dass eine be- 


stimmte Tatsache im Handelsregister nicht einge- 
tragen sei, sind Fr. 2.— zu beziehen. 

Für blosse Nachschlagungen und mündliche Aus- 
kunfterteilung werden in iedem einzelnen Fall 50 
Rappen erhoben. 


No. 3 
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Art. 6. 


Die Vorschriften über Stempelung sind vorbe- 
halten. 


Art. 


Die in Art. 1—3 hiervor vorgesehenen Gebühren 
(mit Ausnahme der Gebühren nach Art. 3, Ziffer 3) 
fallen zur Hälfte den Kantonen und zur Hälite der 
Eidgenossenschaft zu. Der der Eidgenossenschaft 
zukommende Betrag wird alljährlich festgestellt und 
von den Kantonen an die Bundeskasse abgeliefert. 

Die Gebühren für Auszüge, Bescheinigungen, 
Nachschlagungen und Auskuniftserteilungen (Art. 5), 
die Gebühren für Eintragungen, die nicht publiziert 
werden (Art. 3, Ziffer 3) und die von den kantonalen 
Aufsichtsbehörden ausgesprochenen Ordnungsbussen 
fallen ganz den Kantonen zu. 


Sı 


Art. 8. 


Für Rekursentscheide der eidgenössischen Auf- 
sichtsbehörden werden keine Gebühren bezogen. 

Wegen böswilliger oder mutwilliger Be- 
schwerdeführung kann der Beschwerdeführer mit 
einer Ordnungsbusse bis zu Fr. 100 belegt werden. 


Art. 9. 


Durch diese Verordnung werden die Art. 38, 39, 
40 und 41 und, soweit er der Vorschrift des Art. 5, 
Absatz 3, dieser Verordnung entgegensteht, auch 
Art. 6 (erster Satz) der Verordnung über das Han- 
delsregister und das Handelsamtsblatt vom 6. Mai 
1890 und Art. 5 und 12 der Verordnung betreffend 
Ergänzung dieser Verordnung vom 27. Dezember 
1910 aufgehoben. 

Art. 23, Abs. 1, und Art. 24 der Verordnung I 
über die Krankenversicherung, betreffend Aner- 
kennung von Krankenkassen und den Abschluss von 
Ba Brrachmungeti, vom 7. Juli 1913, bleiben in 

rait. 


Art. 10. 


Für Vereine nach Art. 60 ZGB., welche der Ein- 
tragung in das Handelsregister nicht bedürfen, 
bleiben für die Löschung die in Art. 38 der Ver- 
ordnung vom 6. Mai 1890 vorgesehenen Gebühren in 
Kraft, wenn sie vor dem. 31. Dezember 1919 ein 
Löschungsbegehren einreichen. 


Art. 11. 


Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1918 in 
Kraft.» 

Eine Prüfung dieser Vorschriften 
gendes: 


Art. 1, Ziffer 1, a bis c, fällt für uns nicht in Be- 
tracht, ebensowenig Ziffer 2, a bis c, e, f, wohl aber 
berührt die Vorschrift in Art. 1, Ziffer 2d, wonach 
Genossenschaften ohne Stamm- oder 
Garantiekapital oder Reservefonds, 
resp. mit solchen unter 100,000 Franken 
für die Eintragung eine Gebühr von 50 Fr. (statt bis- 
her 20 Fr.) zuzahlenhaben, unsere Bewegung 
ganz empfindlich, denn solche bringt eine Vermeh- 
rung der Gründungskosten um mindestens 30 Fr. pro 
Genossenschaft mit sich. In 99 von 100 Fällen wird 
es bei dieser Auslage von 50 Fr. für die erstmalige 
Eintragung sein Bewenden haben, denn abgesehen 
etwa von der M.S.K. etc. wird das hier zur Ge- 
bührenfestsetzung massgebende Kapital bei der 


ergibt fol- 


Gründung die 100,000 Fr. weder erreichen, noch 
übersteigen. Insofern könnten ja unsere Verbands- 
vereine erklären, sie seien ja nun einmal gegründet 
und hätten unter dieser Gebührenerhöhung nicht 
mehr zu leiden. Diese Ansicht ist jedoch irrtümlich, 
denn die Erhöhung der erstmaligen Eintragungs- 
gebühr wirkt gemäss Art. 3, Ziffer 1, Absatzl, 
für jede folgende Eintragung — als 
solche werden bei unseren Verbandsvereinen haupt- 
sächlich Statutenänderungen in Betracht 
fallen — mit, indem hierfür die Hälfte der ersten Ge- 
bühr, alsomindestens 25 Franken, zu ent- 
richten sein wird. Für die hier in Betracht fallende 
Kategorie von Genossenschaften — einstweilen 
fällt noch die überwiegende Mehrzahl unserer Ver- 
bandsvereine darunter — wird sich also als Nutz- 
anwendung zur Einsparung dieser Gebühr die Ver- 
meidung jeder nicht absolut notwendigen Statuten- 
änderung ergeben, was unter Umständen auch 
nichts schaden kann, denn wir haben wiederholt 
konstatieren können, dass bei einzelnen Verbands- 
vereinen die reinste Manie herrschte, wegen ver- 
hältnismässig unwichtigen Punkten die Statuten 
fortwährend zu revidieren. Eine weitere Folge für 
die Zukunft wird vielleicht die sein, dass man in die 
Statuten nur das absolut Notwendige aufnimmt und 
alle, eventuell einer rascheren Veränderung unter- 
worfenen Bestimmungen in eine Art Reglement oder 
Anhang zu den Statuten, die ia ebenfalls der Geneh- 
migung der Gesamtheit der Mitglieder vorbehalten 
werden können, verweist. 

Ueber die Gründe, die zur Erhöhung dieser Ge- 
bühren gerade für die Genossenschaften geführt 
haben, findet sich in dem vom Bundesrat den Kan- 
tonen unterbreiteten Berichte zu diesem Beschlusse 
folgender allgemein interessierender Exkurs: 


«Anlässlich einer Konferenz, in der der Sekretär für das 
Handelsregister mit einigen Experten einen ersten Entwurf für 
die neue Gebührenordnung besprach, wurden allerdings Be- 
denken darüber geäussert, die gewöhnlichen Genossenschaften 
den Aktiengesellschaften gleichzustellen und mit Fr. 50.— zu 
belasten. Es wurde besonders darauf hingewiesen, dass dies 
für eigentliche ländliche Genossenschaften eine drückende Last 
sei, namentlich wenn auch die Gebühren für die Unterschrifts- 
berechtigung erhöht werden. Dem musste dreierlei entgegen- 
gehalten werden: 

a) Einmal sind es gerade die Genossenschaften, deren Ein- 
tragung dem Registerführer am meisten Arbeit verursacht, 
weit mehr als irgend eine Gesellschaft anderer Art; und im 
Journal und damit auch im Handelsamtsblatt beanspruchen 
sie einen unverhältnismässig grossen Raum und verursachen 
deshalb die grössten Publikationskosten. 

b) Sodann wird die Genossenschaitsform in neuerer Zeit 
immer mehr für eigentliche Handels- oder Fabrikations- 
gesellschaften gewählt. 

c) Wenn man daher den eigentlichen ländlichen Genossen- 
schaften Rechnung tragen wollte, so müsste eine differen- 
zielle Behandlung der Genossenschaften nach deren Zweck 
Platz greifen. Dies ist aber, und das ist der dritte Grund. 
fast unmöglich. Eine reinliche Ausscheidung der rein land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften und der Genossenschaften 
mit gemischten oder rein kommerziellen oder industriellen 
Zwecken ist äusserst schwer. Eine Ausscheidung nach 
verschiedenen Kategorien wurde versucht, ein brauchbares 
Resultat konnte aber nicht gefunden werden. Man mag die 
Genossenschaften in Kategorien einteilen wie man will, so 
bleiben immer noch eine Menge Grenzfälle, in denen man 
nicht weiss, wolin die Einreihung zu geschehen hat. Dies 
würde in der Praxis zu endlosen Differenzen zwischen Ge- 
nossenschaften und Registerbehörden führen und die Ur- 
sache einer unübersehbaren Menge von Reklamationen und 
Rekursen bilden. Eine Gebührenordnung soll aber klar und 
unzweideutig sein, damit sie leicht und gleichmässig ge- 
handhabt werden kann. 


Ländliche Genossenschaften beanspruchen, wie bereits oben 
gesagt, den grössten Raum und geben den Registerführern die 
meiste Arbeit. In der Regel nimmt bei ihnen die Veröffentlichung 
ım Handelsamtsblatt !% Seite, manchmal mehr, in Anspruch. 


Da die Druckseite auf Fr. 55.— zu stehen kommt, so kostet 
einzig die Veröffentlichung im Handelsamtsblatt mehr als 
Fr. 18.— Wenn die Eidgenossenschaft dafür eine Vergütung 
von Fr. 25.— erhält, so ist sie noch keineswegs zu hoch ent- 
schädigt; denn die Arbeit, welche die Kontrollierung der Ein- 
tragung und die Korrektur des Manuskriptes und des Druckes 
verursacht, muss ebenfalls in Anschlag gebracht werden. 

Die Registerführer ihrerseits haben die Eintragung zweimal 
auszufertigen, einmal für die Eintragung ins Journal, und sodann 
bei der Uebermittlung des Auszuges an das Schweizerische 
Handelsregisterbureau zum Zwecke der Veröffentlichung. In der 
Regel ist noch eine dritte Ausfertigung nötig, nämlich zum 
Zwecke der Unterzeichnung der Anmeldung durch den Vorstand 
der Genossenschaft. 


Bei Statutenänderungen ist der Umfang der Eintragung und 
Publikation gewöhnlich nicht viel geringer, namentlich wenn es 
sich um Totalrevisionen handelt. Hiefür beträgt aber die Ge- 
bühr bloss die Hälite (nach dem Entwurf Fr. 25.—), wofür dem 
Bund wieder nur ein Teil zukommt. Wenn die Gebühren 
zwischen Bund und Kanton zur Hälfte geteilt werden, so er- 
wächst dem Bunde ein Schaden von zirka Fr. 7.—; bisher 
betrug er seit Jahren bis zu Fr. 16.—! 

Es kann daher gar keine Rede davon sein, dass die länd- 
lichen Genossenschaften nach dem Entwurf zu stark belastet 
werden.» 


Zu diesen Ausführungen haben wir zu bemerken, 
dass wieder einmal mehr zu konstatieren ist, dass 
die richtigen Genossenschaften für die Missbräuche, 
die Pseudogenossenschaften mit der Form der Ge- 
nossenschaft treiben, bestraft werden sollen und dass 
uns die Rücksichtnahme bloss auf ländliche Ge- 
nossenschaften, die allerdings letzteren auch nichts 
genützt hat, etwas einseitig erscheint; warum sollen 
kleine Konsumvereine mit 20, 30, 40, 50 bis 100 Mit- 
gliedern, deren es ja auch eine ordentliche Anzahl 
gibt, schlechteren Rechtes sein als «eigentliche länd- 
liche Genossenschaften»? Eine Zuziehung von Fach- 
leuten aus der Genossenschaftsbewegung, die nicht 
erfolgt ist, hätte vielleicht doch zu einer brauchbaren 
Unterscheidung führen können, wobei wir allerdings 
zugeben, dass dies bezüglich der Einreihung nach 
dem sehr oft variablen und unbestimmten Geschäfts- 
zweck viel schwieriger gewesen wäre als nach der 
Scheidung in wirkliche und falsche Genossen- 
schaften. 

Was den zur Eintragung von Genossenschaften 
im Handelsamtsblatt benützten Raum anbetrifit, so 
scheinen uns die Klagen der Handelsregisterführer 
begründet. Hätte aber nicht die Remedur statt in 
einer Erhöhung der Eintragungstaxe in einer Aende- 
rung der einzutragenden Teile der Statuten ge- 
funden werden können? Wenn dies heute nicht der 
Fall war, so sollte das jedenfalls bei der zurzeit in 
Beratung stehenden Reform des Genossenschafts- 
rechtes berücksichtigt werden. Uebrigens könnte 
unseres Erachtens schon heute durch eine mehr 
tabellarische Publikation der Eintragungen 
von Genossenschaften Raum erspart und überdies 
mehr Uebersichtlichkeit erzielt werden. Bei der 
heutigen in Form einer fortlaufenden Erzählung er- 
folgenden Publikationsart hält es oft schwer, die 
einen interessierenden Vorschriften aus den Statuten 
einer Genossenschaft rasch zu erkennen, während 
dies bei einer tabellarischen Publikationsart mit 
einem Blick erfasst werden könnte. 

Für Genossenschaften mit grösserem 
Kapital stellt die in Art. 1, Ziffer 3 enthaltene 
Gebührenerhöhung schon eine ganz erhebliche Mehr- 
auslage dar. Ursprünglich war die variable er- 


höhte Eintragungstaxe erst bei einem Kapital von 
Fr. 250,000.— an vorgesehen; die Ansprüche des 
Fiskus haben sich im Stadium der Beratungen jedoch 
fortwährend gesteigert. 

Für den ursprünglichen Vorschlag war folgende 
Begründung gegeben worden: 
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3. Bei Kommanditgesellschaften, Genossenschaften, Aktien- 
und Kommanditaktiengesellschaften und bei Instituten auf Rech- 
nung öffentlicher Gemeinwesen soll die Gebühr im Verhältnis 
zum Kapital berechnet werden, sobald dieses (Kommandit- 
summe, Stamm-, Carantie-, Betriebskapital, Reserveionds, 
Aktienkapital) den Betrag von Fr. 250,000,— übersteigt. Dies 
geschieht in der Weise, dass neben der Grundtaxe von Fr. 50.— 
ein Zuschlag von 25 Rappen für je Fr. 1000.— Kapital (%°/oo) 
bezogen wird. Dabei wird nach oben eine Grenze gezogen 
werden in der Weise, dass Grundtaxe und Zuschlag zusammen 
in keinem Falle den Betrag von Fr. 5000.— überschreiten darf. 
Die Maximalgebühr von Fr. 5000.— (für Aenderungen bei 
Hauptniederlassungen und für die Eintragungen von Zweig- 
niederlassungen reduziert sie sich übrigens auf Fr. 2500,— und 
für Aenderungen bei Zweigniederlassungen auf Fr. 1250.—, ver- 
gleiche Art. 2 und 3 des Verordnungs-Entwurfes und Ziffer 6 
hienach) tritt erst bei Gesellschaften mit einem Kapital von mehr 
als Fr. 20,000,000.— ein, wo sie ökonomisch keinen wesentlichen 
Faktor mehr spielt. Die Gebühr für die erste Eintragung einer 
Gesellschaft würde nämlich nach dem Entwurf betragen: 


Bei einem Kapital vun Grundlaxe Zuschlag Tutal 
Fr. 250,000, — 50,— —_ 50.— 
» 300,000. — 50.- 12.50 72.50 
400,000. — 50.— 37.50 87.50 
500,000. — 50.— 62.50 112.50 
»  1,000,000.— 50.— 187.50 237.50 
»  2,000,000.— 50,— 437.50 487.50 
»  2,500,000.— 50.- 562.50 612.50 
» 3,000,000.- 50.— 687.50 737.50 
» 5,000,000.— 50.— 1187.50 1237.50 
» 10,090,000.— 50.— 2437.50 2487.50 
» 15,000,000,— 50.- 3687.50 3737.50 
» 20,000,000.— 50,- 4937.50 4987.50 
» 25,000,000.— 50.- 6187.50 5000.—» 


Man sieht aus diesen Zahlen, die, wie erwähnt, 
durch die definitive Regelung noch je um Fr. 37.50 
erhöht werden, dass es sich hier um nicht unerheb- 
liche Beträge handelt, die, wenn sie auch bei unseren 
Verbandsvereinen normalerweise nur zur Hälfte (bei 
Statutenänderungen) in Betracht fallen, doch deren 
Ausgabenbudget schon erheblich belasten können. 
Hätte z. B. unser Verband seine Statutenrevision erst 
1915 vollendet, so hätte diese Verschiebung allein 
an Handelsregistergebühren eine Mehrauslage von 
zirka Fr. 600.— verursacht! 

Artikel 2 des Erlasses kommt für unsere 
Verbandsvereine nur wenig in Betracht, da sie 
normalerweise keine auswärtigen Niederlassungen 
haben; gewöhnliche auswärtige Ver- 
kaufslokalesind keine Niederlassungen 
im Sinne des Gesetzes. Einzig im Kanton 
Neuenburg kommt es vor, dass einzelne Verbands- 
vereine Zweigniederlassungen überall da publizieren 
lassen, wo sie auswärtige Verkaufsstellen haben; ob 
aus freien Stücken oder auf Verlangen des Handels- 
registers hin, ist uns nicht bekannt. Auf jeden Fall 
wird in Zukunft das Eintragen solcher Zweignieder- 
lassungen noch ein teureres Vergnügen, als es dies 
bereits bis heute war, da eben für die Eintragung 
jeder Zweigniederlassung die Hälfte der Haupt- 
gebühr verlangt wird. Rechnet man dazu, dass jede 
Statutenrevision, jede Aenderung im Bestande des 
Vorstandes ebenfalls beim Handelsregister aller 
Zweigniederlassungen angemeldet werden muss, so 
ergeben sich an Gebühren und Eintragungskosten 
(Entschädigung an den Notar) ganz erhebliche Aus- 
lageposten, die für finanziell schwache Unter- 
nehmungen direkt prohibitiv wirken könnten. 

Eine Erhöhung der Auslagen für die Ge- 
nossenschaften bringt auch die Vorschrift in Ziffer 4 
von Artikel 1, wonach vom 1. Januar 1918 an für die 
Eintragung vonunterschriftsberech- 
tigten Vorstandsmitgliedern eine Ge- 
bühr von Fr. 10.— zu entrichten ist. Damit im 
Zusammenhang steht die Vorschrift von Art. 3, 
Ziffer 2, welche Aenderung in der oben erwähnten 
Begründung folgendermassen gerechtfertigt wird: 
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«7. Für Aenderungen im Personalbestand der Vorstands- 
mitglieder von Genossenschaften betrug die Gebühr bisher ohne 
Rücksicht auf die Personenzahl Fr. 5.—, gleichviel ob es sich 
um Zeichnungsberechtigte oder zur Zeichnung nicht Befugte 
handelte. Diese Gebühr muss mit Rücksicht auf die allgemeine 
Erhöhung der Gebühren ebenfalls erhöht werden und soll nur 
Anwendung finden auf Vorstandsmitglieder, die nicht berechtigt 
sind, für die Genossenschaft die rechtsverbindliche Unterschrift 
zu führen, Die zeichnungsberechtigten Vertreter werden wie 
Bevollmächtigte behandelt, Es soll daher bei Aenderungen im 
Bestand der nicht zeichnungsberechtigten Mitglieder der Vor- 
stände von Genossenschaften künftig für jede neue Person eine 
Gebühr von Fr. 1.-— entrichtet werden. Wegfallende nicht 
zeichnungsberechtigte Vorstandsmitglieder sind dagegen ge- 
bührenfrei zu löschen, wenn als Ersatz gleichzeitig eine neue 
Person eingetragen wird; andernialls ist für die Löschung eines 
Wegfallenden ebenfalls eine Gebühr von Fr. 1.— zu entrichten,» 


Es ergibt sich also auch für die Eintragung von 
nicht zeichnungsberechtigten Vorstandsmitgliedern 
unter Umständen eine kleine Erhöhung. 

Diesen Mehrkosten können die Genossenschaften 
vorbeugen auf zweierlei Art: Die radikalste wäre, 
wenn bei zukünftigen notwendigen Statuten- 
revisionen — eine Statutenrevision, die, wie oben 
angeführt, ietzt mehr Auslagen erfordert und mög- 
lichst zu vermeiden ist, sollte natürlich nur vor- 
genommen werden, wenn sonst noch dringliche 
Aenderungen notwendig werden — nicht mehr der 
ganze Verwaltungsrat, sondern nur noch die Be- 
triebskommission, die ja in allen Genossenschaften 
besteht, als gesetzlicher Vorstand be- 
zeichnet wird, was nach dem Obligationenrecht 
durchaus zulässig ist — während z. B. kleine Ver- 
bandsvereine oft 9—11 Vorstands- (Verwaltungs- 
rats-) Mitglieder aufweisen, kommt der V.S.K. mit 
4, resp. 5, der A.C.V. Basel mit 3 aus. Die andere 
Art Kostenersparnis wäre die, dass Aenderungen im 
Verwaltungsrat, wenn der ganze Verwaltungsrat als 
gesetzlicher Vorstand gilt und bleibt, möglichst ver- 
mieden werden: dazu gehört allerdings der gute 
Wille auf zwei Seiten, nämlich auf Seiten des Wahl- 
körpers, der Generalversammlung, resp., wenn die 
Betriebskommission vom Verwaltungsrat gewählt 
wird, auch seitens des Verwaltungsrates, anderer- 
seits auch derienige der Mitglieder der Betriebs- 
kommission, die bedenken sollten, dass die Betriebs- 
kommission kein Taubenschlag sein soll. 

Wird vorstehenden Ratschlägen nach Möglich- 
keit nachgelebt, so können die nachteiligen Folgen 
der neuen Regelung für unsere Verbandsvereine 
möglichst gemildert werden, was zu erleichtern der 
Zweck dieser Ausführungen war. 


Sad 


Ind aus dem Saulus wurde ein Paulus! 


Wir lesen in No. I der «Spezereihändlerzeitung» 
was folgt: 


«Basel. Die Einkaufis- und Rabattvereinigung «Liga» hat 
ihren Mitgliedern eine einfache aber äusserst praktische Ratio- 
nierung der Fette und Oele empfohlen. Es wird Fett und Oel 
nur gegen Reismarken abgegeben, und zwar in folgendem Ver- 
hältnis: für eine Reismarke 300 Gramm Fett oder 1 Deziliter 
Oel. — Die Erfahrungen, die mit dieser Rationierungsart ge- 
macht wurden, sind vorzügliche, so dass deren Anwendung auch 
für anderwärts empfohlen werden darf.» 


Hiezu bemerken wir, dass die Verwaltung des 
A.C.V. Basel diese einfache Rationierungsmethode 
erstmals erfunden und angewendet hat und deshalb 
gerade aus Speziererkreisen in der Tagespresse an- 
gefochten wurde. 


Einmal ein anderes Lied 


findet man in der bereits mehrfach erwähnten letzten 
Nummer des Jahres 1917 der «Schweizerischen 
Spezereihändlerzeitung». 

Sonst pilegte sie den Konsumvereinen haupt- 
sächlich daraus einen Vorwurf zu machen, dass sie 
zu billig verkaufen («pfuschen», wie der Terminus 
technikus der Kleinhändler lautet); hier wird einmal 
einem unserer Verbandsvereine, der Konsum- 
genossenschaftt Menziken-Burg, der Vorhalt 
gemacht, sie habe zu teuer verkauft, nämlich 
Briketts «Union». Wir haben sofort Erhebungen bei 
der angeschuldigten Genossenschaft veranstaltet, die 
ergaben, dass letztere zum Teil billiger verkaufte als 
vorgesehen, und dass die kleine teurer verkaufte 
Partie mit Einwilligung der Gemeindeorgane so ab- 
gegeben wurde. Fin Ausgleich wird für eine spätere 
Sendung vorgesehen. 

Interessant ist doch, dass der Konkurrent unseres 
Verbandsvereins, der wahrscheinlich iene Ein- 
sendung veranlasst hat, über die angeblich zu teuern 
Preise der Konsumgenossenschaft sich beklagt, an- 
statt darüber erfreut zu sein; hätte sich unser Ver- 
bandsverein einer Ueberforderung schuldig gemacht, 
so müsste doch naturgemäss an deren Stelle der 
Konkurrent davon profitieren! Die Konsumvereine 
können es also den Spezierern nie recht machen! 


Sa) 


Der Stand 
der italienischen Genossenschaftsbewegung 
im Jahre 1915. 


Unter Ueberwindung der grössten Schwierig- 
keiten, aber doch mit verhältnismässig gutem Er- 
folg, ist es der rührigen Nationalliga der italienischen 
(Gienossenschaiten zum zweitenmale gelungen, den 
Stand und die Entwicklung der italienischen Ge- 
nossenschaftsbewegung statistisch zu erfassen. Nach 
umfassenden Vorarbeiten versandte die Liga an alle 
zuständigen Stellen Fragebögen, die folgende An- 
gaben enthielten: 1. Datum der Gründung, 2. Zahl der 
Mitglieder, 3. Anteilscheinkapital (gezeichnet und 
einbezahlt), 4. Betrag der verschiedenen Fonds, 
5. Betrag des Umsatzes, 6. Reinüberschuss, 7. Ver- 
lust, 


Aus den eingegangenen Berichten ergab :sich,. 


dass 7429 (ienossenschaften bestanden gegenüber 
5,064 bei der ersten Erhebung im Jahre 1910. Es er- 
gibt sich also eine Zunahme von 2365 oder fast 50%. 
Am stärksten entwickelt ist die Genossenschaftsbe- 
wegung in den Provinzen, wo Industrie und Land- 
wirtschaft fortgeschritten und das Standesbewusst- 
sein der Arbeiter und Bauern gut ausgeprägt ist. Hier 
können auch die Genossenschaften ihrer Aufgabe am 
besten gerecht werden. Es ist das hauptsächlich der 
Norden und hier wiederum die Provinz Emilia, in der 
sowohl absolut als auch relativ am meisten Ge- 
nossenschaften bestehen, nämlich absolut 1575 oder 
auf eine Gemeinde 5 Genossenschaften bezw. eine 
Genossenschaft auf 1755 Einwohner. Demgegenüber 
ist dort wo noch die Auswanderung als die einzige 
oder doch die beste Lösung der Arbeiterfrage be- 
trachtet wird, also vorwiegend im Süden, die Ge- 
nossenschaftsbewegung noch sehr wenig entwickelt. 
So finden wir in der Basilicata nur 36 (eine auf 13,387 
Einwohner), in Sardinien nur 64 (eine auf 13,594 
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Einwohner), in den Abruzzen nur 68 (eine auf 21,464 
Einwohner) Genossenschaften. 

Angaben, die für die Statistik brauchbar sind, 
haben von allen Genossenschaften nur 5,036, also 
rund 70% geliefert. Diese hatten einen Mitglieder- 
bestand von 956,085, währenddem die 4122 berich- 
tenden Genossenschaften der Erhebung von 1910 
769,442 Mitglieder zählten. Die Zahl der Mitglieder 
der berichtenden Genossenschaften hat also um 
186,643 zugenommen. Ziehen wir indessen in Be- 
tracht, dass sich im Jahre 1910 nur 718, im Jahre 1915 
aber 2278 Genossenschaften an der Erhebung nicht 
beteiligten, so kommen wir zu dem Schlusse, dass 
unter der Annahme, dass auf die nicht beteiligten Ge- 
nossenschaften im Durchschnitt ie 190 Mitglieder 
entfallen, die Mitgliederzahl im Jahre 1915 etwa 
1,300,000, die Zunahme etwa 400,000 betrug. 

Die eigenen Betriebsmittel (Anteilscheine und 
Reserven) machen einen Betrag von L. 118,817,841.90 
aus. Gegenüber dem Jahre 1910 ergibt sich eine Zu- 
nahme von nur L. 4,671,692.90. Es muss jedoch in 
Berücksichtigung gezogen werden, dass irrtümlicher- 
weise eine grosse Zahl von Volkshäusern in der Er- 
hebung des Jahres 1915 keine Aufnahme fanden. 
Sehen wir von der starken Abnahme der Betriebs- 
mittel bei den Baugenossenschaften und Volks- 
häusern ab, so erhalten wir eine Zunahme von etwa 
15 Millionen Franken. 

Der Umsatz der Genossenschaften stellt sich auf 
648,248,972.82. Ein Vergleich mit dem Jahre 1910 
kann hier nicht gezogen werden, da die Angabe des 
Umsatzes vom Jahre 1910 fehlt. Auch bei den Er- 
hebungen des Jahres 1915 war diese Zahl am wenig- 
sten leicht erhältlich. 

Der Reinüberschuss der Genossenschaften be- 
läuft sich auf L. 11,236,722.18, der Verlust auf 
L. 1,237,985.38, der gesamte Reinüberschuss also auf 
L. 9,998,985.38. Der Reinüberschuss ist zunächst 
sehr klein im Verhältnis zu dem anderer Länder. So- 
dann zeigt der verhältnismässig grosse Betrag der 
Verluste, dass die italienische Bewegung noch zahl- 
reiche Krankheits-Keime in sich trägt. 

Unter den angeführten Gesamtergebnissen sind 
inbegriffen die Konsumgenossenschaften, die Pro- 
duktiv- und Arbeitsgenossenschaften, die Bauge- 
nossenschaften und die landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften, währenddem die Versicherungsge- 
nossenschaften wohl in der Zahl der Genossen- 
schaften, nicht aber unter den Angaben über die Ge- 
nossenschaften, die Kreditgenossenschaften dagegen 
gar nicht enthalten sind. Von den vier Genossen- 
schaftsarten haben für uns naturgemäss die Konsum- 
genossenschaften am meisten Interesse. Es be- 
standen 2408 gegenüber 1756 in der ersten Erhebung. 
Die Zunahme beläuft sich also auf 652, d.h. 37,1%. 
Die stärkste Verbreitung verzeichnen die Konsum- 
vereine, wie die Genossenschaften im allgemeinen, 
im Norden. Die Provinz Lombardei hat 704 (484 im 
Jahre 1910), die Provinz Toscana 358 (267), die Pro- 
vinz Emilia 338 (157), die Provinz Piemont 277 (188). 
Sardinien dagegen nur 12 und die Basilicata gar nur 
6 Konsumvereine. Die Mitgliederzahl der Konsum- 
vereine belief sich auf 411,358 (346,474). Auf einen 
Konsumverein entfallen also — es haben 1970 be- 
richtet — 208 Mitglieder gegenüber 213 im Jahre 
1910. Die Bewegung ist also nicht in der Richtung 
der Konzentration, sondern eher der Zersplitterung 
gegangen. Die eigenen Betriebsmittel der Konsum- 
vereine sind von L. 23,868,709.— auf L. 31,617,205.72 
angewachsen. Im Gegensatz zu der allgemeinen 
Bewegung, die aber auch nur auf einem Irrtum in 


der statistischen Aufnahme beruht, ergibt sich also 
hier eine kräftige Aufwärtsbewegung. Im Durch- 
schnitt entfallen auf einen Konsumverein L. 16,049.49, 
auf ein Mitglied L. 76.86. Die Behauptung, dass die 
italienische Genossenschaftsbewegung besonders 
kapitalarm sei, trifft also für die eigenen Mittel nicht 
zu. Der Umsatz der Genossenschaften beläuft sich 
auf L. 156,841,214.87, im Durchschnitt einer Ge- 
nossenschaft auf L. 79,614.82. Berechnet man im 
Durchschnitt für die fehlenden Konsumvereine einen 
Umsatz von L. 50,000.—, so kommt man zu einem 
(Gesamtumsatz der italienischen Konsumvereine von 
L. 180,000,000.—, einer noch sehr bescheidenen 
Summe. Italien zählt zwar eine grosse Zahl von 
Konsumvereinen, die einzelnen Vereine sind aber 
sehr klein. Die Ueberschüsse der berichtenden 
Konsumvereine belaufen sich auf L. 3,471,956.51, die 
Verluste auf L. 368,854.30, der Reinüberschuss also 
auf L. 3,103,102.21. Die italienischen Konsumvereine 
arbeiten also, wie ja auch unsere Tessiner Verbands- 
vereine, mit kleinen Reinüberschüssen. Unter den 
italienischen Konsumvereine ragen drei besonders 
hervor, die Unione Cooperativa in Mailand, die Al- 
leanza cooperativa torinese in Turin und die Coope- 
rativa suburbana agenti ferroviari in Mailand. Die 
erste hat 15,004 Mitglieder und einen Umsatz von 
L. 10,554,270.—, die zweite 6066 Mitglieder bezw. 
L. 6,917,985.17 Umsatz,*) die dritte eine unbestimmte 
Mitgliederzahl und einen Umsatz von L. 10,333,841. 

Unter den Produktiv- und Arbeitsgenossen- 
schaften sind die vielen Produktivgenossenschaften 
von Arbeitern, die teilweise eine grosse Blüte er- 
reicht haben, aber auch die Spezialkonsumvereine, 
wie (Genossenschaftsbäckereien und Genossen- 
schaftsapotheken, verstanden. Besonders hervor- 
ragend sind die Produktivgenossenschaften der 
Maurer, Steinhauer und Zementierer (Umsatz 
L. 27,867,870.69), der chemischen und pharmazeu- 
tischen Industrie (Umsatz L. 17,436,051.99), der Tag- 
löhner, Bergarbeiter und Erdarbeiter (Umsatz 
L. 17,153,598.94) und des Verkehrswesens (Lire 
11,287,856.07). Die Zahl dieser Genossenschaften 
belief sich auf 3022 (1879 im Jahre 1910). Sie ist der 
Zahl der Genossenschaften nach weitaus die bedeu- 
tendste. Die Verbreitung ist naturgemäss am 
grössten in den industriereichsten Gegenden, näm- 
lich in der Emilia (886), der Lombardei (394) und 
Venetien (322). Die Mitgliederzahl belief sich auf 
257,149 (von 1884 berichtenden Genossenschaften) 
gegenüber 212,387 (von 1357) im Jahre 1910. Ihre 
eigenen Betriebsmittel stellten sich auf Lire 
33,255,547.31 im Jahre 1915 und L. 31,481.004.— im 
Jahre 1910. Sie setzten im Jahre 1915 Waren im 
Werte von L. 163,732.001.14 um. Ihr Ueberschuss 
belief sich auf L. 4,625,237.83, ihr Verlust auf Lire 
484,105.42,ihr Reinüberschuss also auf L.4,141,132.41. 

Die stärkste Zunahme verzeichnen die in der 
Gruppe III vereinigten Baugenossenschaften und 
Volkshäuser. Sie stiegen von 379 auf 752 an, nahmen 
also um 98,4% zu. Sie vereinigten in sich 91.813 
Mitglieder, hatten ein Eigenkapital von Lire 
32,257,311.45, einen Umsatz von L. 116,160,973.99 
(was unter diesem Umsatz verstanden ist. wissen 
wir nicht), einen Ueberschuss von L. 1,220,349.62, 
einen Verlust von L. 146.385.52 und somit einen Rein- 
überschuss von L. 1.073,964.10. 

In der vierten Gruppe sind alle landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften, d. h. die landwirtschaft- 
lichen Bezugsgenossenschaften, die Weinbaugenos- 


*) Diese Zahlea haben sich seither aber mindestens ver- 
doppelt. 
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senschaften und die Molkereigenossenschaften, ver- 
einigt. Es bestanden im Jahre 1915 1142, im Jahre 
1910 925. Ihre Zunahme ist also mit 217 bezw. 23,4% 
die kleinste. Ihre Verbreitung ist am grössten in der 
Lombardei, in der Emilia, dann aber auch in Sizilien. 
Sie zählten 195,766 Mitglieder, eigene Betriebsmittel 
von Lire 21,687,867.42, einen Umsatz von Lire 
211,514,782.82, einen Ueberschuss von L. 1,919,178.22, 
einen Verlust von L. 208,640.14, und einen Reinüber- 
schuss von L. 1,680,538.08. 

Ziehen wir aus den Ergebnissen der Erhebung 
einen Schluss, so müssen wir feststellen, dass wohl 
bei den leitenden Männern der italienischen Ge- 
nossenschaftsbewegung ein guter Wille und auch 
eine grosse Tatkraft vorhanden ist, dass aber bis 
heute die Entwicklung noch nicht weit über die An- 
fangsstadien hinaus gekommen ist. Beweis für 
beides ist uns das Statistische Jahrbuch pro 1916, 
dem wir die Angaben entnehmen. Es bedeutet eine 
grosse, aufopfernde Arbeit, unter den Verhältnissen, 
die die Erhebungen dargelegt haben, ein solches 
Werk zu unternehmen. Wir möchten aber doch 
auch unserseits die tapferen Vorkämpfer des Ge- 
nossenschaftswesens in unserem Nachbarland auf- 
muntern, das einmal begonnene Werk nicht wieder 
aufzugeben, sondern diesem zweiten Jahrbuch in 
nicht allzuferner Zeit ein verbessertes und vielleicht 
auch ausführlicheres drittes folgen zu lassen. 


Dunkel ist der Rede Sinn! 


Auch die Speziererpresse hatte eine Zeitlang 
unser Vorgehen nachgeahmt und ihre Spalten für 
vernünftigere Arbeit verwendet, als sich beständig 
an den Konsumvereinen zu reiben. In der letzten Zeit 
scheint jedoch ein anderer Wind zu wehen, wie be- 
reits aus unserer Entgegnung in Nr. 2 des «Schweiz. 
Konsum-Vereins» entnommen werden kann. Zu 
diesen neu aufgenommenen Angriffen gegen die 
Konsumvereine scheint auch nmachstehender Artikel 
zu gehören, den wir dieser Tage in Nr.1 der Schweiz. 
Spezereihändler-Zeitung fanden. Dieser Artikel 
lautet: 

350,000 Kilo Schweinefett. 
(Eingesandt.) 

Anfangs Oktober wurden sämtliche Vorräte in Oelen und 
Fetten in der ganzen Schweiz beschlagnahmt. Zu Anfang No- 
vember kamen dann 350,000 kg Schweinefett in die Schweiz 
herein. Dieses Schweinefett war ohne weiteres in der bundes- 
amtlichen Beschlagnahme inbegriffen, schon deshalb, weil 
überall grosser Mangel herrschte. 

So urteilt wenigstens der gewöhnliche Bürger; die Sache 
kam aber anders. Auf Intervention von konsumgenossenschaft- 
licher Seite sei die Ware frei gegeben worden. Alle Nach- 
forschungen über den Verbleib derselben blieben resultatlos. 

Es wäre nun interessant zu vernehmen, wohin die Ware 
gekommen, zu welchem Preise und unter welcher Provenienz 
und an wen diese verkauft wurde. 


Im Volke reisst man sich über diese Geschichte allerhand 


gute und weniger gute Witze. 

Wenn der kleine Händler verhalten wird, nach altertüm- 
licher Art und Sitte, für jede 20 kg Ware sich für sich und 
seiner Erben Gut samt Leib und Seele zu verschreiben, so dürfte 
mit Recht verlangt werden, dass man durch eine von jeder 
Rücksicht freie amtliche Untersuchung Klarheit in dieser Sache 
schaffen würde. 


Wir werden nicht recht klug aus den hier auf- 
gestellten Behauptungen, müssen jedoch annehmen, 
dass sich wenigstens der Verfasser oder der Re- 
daktor bei der Niederschreibung oder Aufnahme 
dieses Artikels etwas gedacht haben, und wären für 


Aufklärung sehr dankbar. Haben die Konsum- 
vereine oder deren Vertreter etwas gesündigt, dann 
heraus mit der Sprache! Andernfalls soll man solche 
dunkle verdächtigende Andeutungen unterlassen! 


Volkswirtschaft 


Einschränkungen des Papierverbrauches der 
Zeitungen, Zeitschriiten und andern periodischen 
Publikationen. (Verfügung des schweiz. Volkswirt- 
schaftsdepartements vom 3. Januar 1918). 

Das schweizerische Volkswirtschaftsdeparte- 
ment, gestützt auf den Bundesratsbeschluss vom 
10. Dezember 1917 betreffend die Papierversorgung 
des Landes, verfügt: 

Art. 1. Die im Lande gedruckten oder verviel- 
fältigten Zeitungen, Zeitschriften und andern perio- 
dischen Publikationen haben ihren Papierverbrauch 
ab 1. Januar 1918 gegenüber demjenigen im Jahre 
1917, quartalweise berechnet, folgendermassen ein- 
zuschränken: a) Publikationen mit einem Papierver- 
brauch pro 1917 von mehr als 60,000 kg um 15%; 
b) Publikationen mit einem Papierverbrauch pro 
1917 von 12,001 kg bis und mit 60,000 kg um 10%; 
c) Publikationen mit einem Papierverbrauch pro 1917 
von 3001 kg bis und mit 12,000 kg um 5% ; d) Publi- 
kationen mit einem Papierverbrauch pro 1917 bis 
und mit 3000 kg um 3%. 

Art. 2. Gegenüber Publikationsorganen, die 
unter die Kategorie des Art. 1, lit. a, fallen, die aber 
seit Kriegsbeginn ihren Papierverbrauch um minde- 
stens 15% reduziert haben, und solchen, die unter 
die Kategorie des Art. 1, lit. b, fallen, jedoch seit 
Kriegsbeginn ihren Papierverbrauch um mindestens 
15% reduziert haben, wird die im vorhergehenden 
Artikel vorgeschriebene Reduktion 
mässigt. 

Art. 3. Für Zeitungen, Zeitschriften und andere 
periodische Publikationen, deren jährlicher Papier- 
verbrauch sich seit dem 1. Juli 1914 um mindestens 
10% vermehrt hat, beträgt die Reduktion 25% bei 
einem Papierverbrauch pro 1917 von mehr als 
60,000 kg, und 20% für solche mit einem Papierver- 
brauch pro 1917 von 12,001 kg bis und mit 60,000 kg. 

Art. 4. Für Zeitungen, Zeitschriften und andere 
periodische Publikationen, die seit dem 1. August 
1914 entstanden sind, hat die Einschränkung des 
Papierverbrauches im allgemeinen vorläufig 40% zu 
betragen. 

Wo besondere’Verhältnisse dies rechtfertigen, 
kann die Einschränkung durch Einzelverfügungen re- 
duziert oder aufgehoben werden. Anderseits bleibt 
eine Erhöhung der Einschränkung bis auf 70% in Ein- 
zelfällen vorbehalten. 

Art. 5. Amtliche Publikationsorgane, die aus- 
schliesslich amtliche Mitteilungen enthalten, unter- 
stehen den oben vorgeschriebenen Einschränkungen 
nicht. 

Sofern amtliche Publikationsorgane einen nicht 
amtlichen Textteil oder einen Inserätenteil führen, 
unterliegen sie obigen Einschränkungsvorschriften. 


um 5% er- 


Es können ihnen iedoch Erleichterungen gewährt 
werden. 
Art. 6. Die Verleger von Zeitungen, Zeit- 


schriften oder andern periodischen Publikationen 
sind verpflichtet, der Sektion Papierindustrie auf 
Verlangen von jeder Nummer oder von einer ein- 
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zelnen Nummer der in ihrem Verlage erscheinenden 
Publikationen ein Pflichtexemplar zuzustellen. 

Art. 7. Zuwiderhandlungen gegen diese Ver- 
fügung, sowie gegen die Weisungen des Volkswirt- 
schaftsdepartements, der Abteilung für industrielle 
Kriegswirtschaft oder der Sektion Papierindustrie 
werden nach Massgabe der Art. 13 und 14 des 
Bundesratsbeschlusses vom 10. Dezember 1917 be- 
treffend die Papierversorgung des Landes bestrait. 

Art.8. Diese Verfügung tritt am 1. Januar 1918 
in Kraft. 


Versorgung des Landes mit Speiseölen und 
Speisefetten. (Mitgeteilt vom schweiz. Volkswirt- 
schaftsdepartement). Der Bundesrat hat in seiner 
Sitzung vom 15. Januar 1918 einen Beschluss gefasst, 
welcher die gesamte Produktion, die Einfuhr, Ver- 
teilung und Verwertung der Speisefette und Speise- 
öle unter die Aufsicht des schweizer. Volkswirt- 
schaftsdepartementes stellt. Es schuf zu diesem 
Zwecke als besondere Verwaltungsabteilung eine 
eidg. Fettzentrale. Von den Kantonen und Ge- 
meinden sind besondere Stellen zu bezeichnen, die 
nach Anordnung der eidg. Fettzentrale die zur Fett- 
versorgung nötigen Arbeiten durchzuführen haben. 

Der Fettzentrale steht jederzeit das Recht der 
Bestandesaufnahme und Beschlagnahme sämtlicher 
vorhandenen Fettvorräte zu. Jedermann ist gehalten, 
ihr auf Verlangen wahrheitsgetreue Auskunft zu 
geben. Gegen Fehlbare kann der vorübergehende 
Ausschluss von der Fettzuteilung verfügt werden. 
Die Herstellung von Speisefetten und Speiseölen, so- 
wie von Ersatzmitteln, ist an die Bewilligung der 
Fettzentrale gebunden, die auch ermächtigt ist, den 
Inhabern von Bewilligungen zur Vornahme von Tier- 
schlachtungen bestimmte Weisungen zu erteilen. Die 
Fettzentrale wird zur Durchführung ihrer Aufgabe 
die bestehenden Handels- und Verteilungsorganisa- 
tionen nach Möglichkeit zur Mitarbeit heranziehen. 
Sie hat auch geeignete Massregein zur Steigerung 
der Fettproduktion durchzuführen. Die Herstellung 
und der Vertrieb von Butter wird nach den bis- 
herigen Bestimmungen vom eidgen. Milchamt über- 
wacht werden, welches, da die Butterversorgung 
einen Teil der Fettversorgung bildet, mit der Fett- 
zentrale über alle betreffenden Verteilungsmass- 
nahmen sich zu verständigen hat. 

Die Fettversorgung des Landes erfolgt, soweit 
es sich nicht um Selbstversorger handelt, auf 
Grund vonFettkarten. Diese dienen sowohl 
zum Bezug von Speiseöl und Speisefetten, als auch 
von Butter. Die Fettzentrale kann vorschreiben, dass 
Butter nur gegen Abgabe entsprechend bezeichneter 
Abschnitte der Fettkarte bezogen werden dürfe. Es 
ist dies vorläufig auch so vorgesehen. Die Fett- 
karten, deren Austausch einzig in der eigenen Haus- 
haltung gestattet ist, sind persönlich und unübertrag- 
bar. Sie gelten für das ganze Landesgebiet. Die Ge- 
meinden haben die Bezugsberechtigten festzustellen. 
Die erste Ausgabe der Fettkarten erfolgt gestützt auf 
eine Bestandesaufnahme. Wer über Fettvorräte ver- 
fügt, die den ordentlichen Verbrauch von 2 Monaten 
übersteigen, hat einstweilen keinen Anspruch auf 
Ausstellung einer Fettkarte. Für die polizeilich ge- 


meldete Wohnbevölkerung sind vorläufig pro Mo- 
nat und Kopf 500 Gramm Fett, 100 bis 200 
Gramm Butter inbegriffen, vorgesehen. Hinsichtlich 
der Fettversorgung für Anstalten, Spitäler, Hotels, 
Wirtschaften und dergl. bleiben besondere Ausfüh- 
rungsbestimmungen 


des Volkswirtschaftsdeparte- 
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ments vorbehalten. Ebenso werden besondere Vor- 
schriften über Abgabe von Fett an Fabriken, die 
solches zur Herstellung ihrer Erzeugnisse benötigen, 
und über die Versorgung der Armee erlassen. Das 
Volkswirtschaftsdepartement wird Höchst- 
preise für Fette festsetzen. Der Bundesrats- 
beschluss enthält besondere Vorschriften über die 
Selbstversorger (Inhaber von Mehlkarten, Metzge- 
reien, Kochfettfabriken, Landwirtschafts- und alp- 
wirtschaftliche Betriebe, Personen, welche "Haus- 
schlachtungen vornehmen). Die Selbstversorgung 
erstreckt sich nur auf Haushaltungsvorstände und die 
mit ihm in ungetrennter Haushaltung lebenden Fami- 
lienangehörigen und Dienstboten. Die Selbst- 
versorger erhalten keine Fettkarten, stehen jedoch 
unter strenger Aufsicht der kantonalen und kommu- 
nalen Fettstellen. Es kann ihnen im Interesse der 
Steigerung der Fettproduktion unter besondern Be- 
dingungen gestattet werden, für sich mehr Fett zu 
verwenden, als die auf die übrige Bevölkerung fest- 
gesetzte Ration beträgt. Die überschüssige Menge 
steht zur Verfügung der Fettzentrale. 

Gestützt auf diesen Bundesratsbeschluss werden 
von den eidgenössischen, kantonalen und kommu- 
nalen Behörden noch umfangreiche Vorarbeiten zu 
erledigen sein. Das Volkswirtschaftsdepartement ist 
deshalb ermächtigt, nach dem Stande dieser Arbeiten 
zu bestimmen, auf welchen Zeitpunkt der Bundes- 
ratsbeschluss ganz oder teilweise in Kraft tritt. 

Zum Leiter der eidg. Fettzentrale ist vom Volks- 
wirtschaftsdepartement Herr Nationalrat Kurer in 
Solothurn ernannt worden. 


Aus der Praxis 


Ladenmanki. Wie sollen Ladenmanki gedeckt 
werden, fragt ein Genossenschafter in der Nummer I] 
dieses Blattes an. Um diese Frage beantworten zu 
können, muss man sich zuerst vergewissern, woher 
die Ladenmanki entstanden sind, denn diese können 
aus ganz verschiedenen Ursachen herrühren. 
Schreiber dies ist bald zwanzig Jahre im Genossen- 
schaftswesen tätig und beehrt sich über ‚seine Be- 
obachtungen in dieser Hinsicht einige Mitteilungen 
und persönliche Ansichten zu äussern. 

Die Ladenmanki gehören zu den unliebsamsten 
Traktanden, mit denen sich eine Genossenschaftsbe- 
hörde zu befassen hat, sie sind auch im bestgeleiteten 
Genossenschaftsbetriebe nicht gänzlich zu vermeiden. 
Sie entstehen durch Inventarfehler, Rechnungsfehler, 
Gleichgültigkeit, Unfähigkeit oder Untreue. Die fünf 
Faktoren fallen hauptsächlich in Betracht. Erzeigt 
sich eine grössere Differenz, so ist es Pflicht einer 
Genossenschaftsbehörde vorerst festzustellen, woher 
dieselbe herrührt. Bevor diese Vorbedingungen er- 
füllt sind, sollte das Ladenpersonal niemals zur 
Rechenschaft herangezogen werden. 

Ist ein Inventar ausgerechnet und es stimmt 
nicht überein, so muss dasselbe nochmals genau 
nachgerechnet werden, die Preise sind auf ihre Rich- 
tigkeit nachzuverifizieren, ebenso die Additionen. 
Wird der Fehler nicht entdeckt, so wird man gut tun, 
unverzüglich an eine zweite Inventaraufnahme zu 
schreiten. Hiebei hat ein Mitglied des Vorstandes 
oder ein erster Angestellter der Verwaltung mitzu- 
wirken, dem die Hauptpflicht obliegt, darüber zu 
wachen, dass diese zweite Arbeit gewissenhaft und 
pünktlich durchgeführt wird. Junge Angestellte ohne 
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Aufsicht sind unzuverlässig, sie treiben allerlei Un- 
fug, vergessen ganze Posten zu notieren oder 
schreiben sie doppelt oder unrichtig auf die Inventar- 
bogen. Oftmals haben die Verkäuferinnen ver- 
schiedene Waren zum Voraus abgezählt oder ge- 
messen, hier muss durch Stichproben festgestellt 
werden, ob diese Arbeit richtig ist. Stimmt die 
zweite Inventaraufnahme mit der ersten überein, und 
die Differenz (Manko oder Ueberschuss) kommt nicht 
zum Vorschein, so müssen die Belastungen und Gut- 
schriften nochmals genau durchgangen und gewissen- 
haft nachgerechnet werden, auch muss nachgeprüft 
werden, ob nicht Verwechslungen mit den verschie- 
denen Depots vorgekommen sind. Neben Multipli- 
kations- und Additionsiehlern sind unrichtige Ver- 
buchungen von Warenlieferungen oder Qutschriften 
nicht ausgeschlossen. Es gibt Genossenschaftsbe- 
hörden, die dem Verkaufspersonal Vorwürfe und 
Vorstellungen machen ohne sich vorerst zu über- 
zeugen, ob der Fehler wirklich auf deren Seite liegt. 
Ein solches Vorgehen gereicht einer Genossenschaft 
nicht zum Nutzen. 

Grössere Fehlbeträge sind aber vielfach auf die 
Gleichgültigkeit, Unfähigkeit oder auf Untreue des 
Personals zurückzuführen. Bei der Anstellung von 
Verkäuferinnen wird viel zu viel Rücksichten auf 
Familienverhältnisse genommen. Es werden Per- 
sonen angestellt, die nicht rechnen können und sich 
zum Ladendienst nicht eignen. Nebst den häufig vor- 
kommenden Rechnungsfehlern irren sie sich im Geld- 
wechsel. Wenn die Rechnungsdifferenz an einem 
Tage nicht einen grossen Betrag ausmacht, so sum- 
miert sie sich doch durch das Jahr hindurch. Ein 
durchschnittlicher Fehlbetrag von Fr. 3.— per Tag 
führt am Ende eines Rechnungsiahres zu eineni 
Manko von Fr. 900.—. Vergreiit sich eine Verkäu- 
ferin an der Kasse, so gilt das Obengesagte: viele 
kleine Beträge ergeben in einem Jahre grössere 
Summen. Ist eine erste Verkäuferin gleichgültig, 
verifiziert sie die ankommenden Waren nicht und 
lässt die Waren durch ungeeignete Lagerung ver- 
derben, oder wiegt sie nicht genau und überwacht die 
ihr unterstellten Ladentöchter nicht oder nur un- 
genügend, so ist ein Manko unvermeidlich. Nicht 
gewissenhaftes und richtiges Abwägen führt zu den 
gleichen Resultaten wie oberflächliches Rechnen 
und in welchem Masse sollen dieselben gedeckt 
werden? 

In erster Linie ist es Pflicht einer Konsumvereins- 
verwaltung alles zu tun, um solche Differenzen zu 
verhüten, denn einer Krankheit vorbeugen ist besser, 
als eine solche zu heilen. Die Ladenlokale sollten 
durch geeignete branchenkundige Angestellte all- 
wöchentlich einmal inspiziert werden; bei kleinen 
Genossenschaften besorgt dies ein Vorstands- 
mitglied. Hiebei sind unangemeldete Kassenstürze 
vorzunehmen, die Kassen- und Kreditbücher zu veri- 
fizieren, der Lagerbestand der Waren zu durchgehen 
und darauf zu achten, wie die Verkäuferinnen ihren 
Dienst versehen. Kauft ein Mitglied grössere Posten 
von Waren, so muss der Verkäuferin verboten 
werden, den Betrag durch Kopfrechnen festzustellen, 
es soll dies immer durch schriftliches Rechnen ent- 
weder auf einem Papiersack oder sonst auf einem 
Blatt Papier erfolgen. Das Kopfrechnen, mit den 
sich oftmals eine Verkäuferin hervortun will, ist nicht 
selten der Grund zu grossen Manki. Ein Fehlbetrag 
kann ebenfalls entstehen durch Diebstahl von Dritt- 
personen, die gewöhnlich die Zeit hiezu benützen, 
wenn die Verkäuferin sich in die Hinterlokale begibt; 
es ist deshalb dem Verkaufspersonal zu empfehlen, 
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die Ladenkassen abzuschliessen, event. sind Sicher- 
heitskassen anzubringen. 

Die beste Kontrolle, grössere Manki zu verhüten, 
sind die Kontrollinventare während eines Betriebs- 
jahres. Diese Mühe sollte keine Vereinsverwaltung 
scheuen. Sie lernt dadurch das Verkaufspersonal 
kennen, weiss, wie jedes Depot arbeitet, und kann 
zur richtigen Zeit eingreifen, wenn Differenzen kon- 
statiert werden. 

Das gerichtliche Verfahren zur Eintreibung von 
Manko sollte erst zuletzt angewendet werden, wenn 
kein anderes Mittel übrig bleibt. Die Konsum- 
genossenschaften sind als gute Zahler bekannt, und 
wenn die Anwälte solche Prozesse in Händen haben, 
so werden die Verhandlungen dermassen in die 
Länge gezogen, dass für beide Teile nichts heraus- 
schaut als hohe Gerichts- und Advokaturrechnungen. 
Die Genossenschaften, die schon solche Prozesse ge- 
führt haben, werden dies bestätigen können. 

Für die Ladenmanki müssen die Konsumvereins- 
vorstände immerhin Bestimmungen treffen, damit 
sie sich gegenüber der Mitgliedschaft verantworten 
können und gegenüber gerichtlichen Anfechtungen 
gedeckt sind. Bei der Genossenschaft, wo der 
Schreiber dieser Zeilen angestellt ist, bestehen fol- 
gende Reglementsbestimmungen: 

Für vorkommende Fehlbeträge sind die Laden- 
angestellten (Lehrtöchter ausgenommen) verant- 
wortlich. Weist ein Inventar einen Fehlbetrag auf, 
so haben die Ladenangestellten in einer von der Ver- 
waltungskommission zu bestimmenden Frist für den 
Betrag, soweit er 1% der abgegebenen Waren über- 
steigt, Deckung zu leisten, insofern sie nicht nach- 
weisen können, dass sie alle Sorgfalt verwendet 
haben, um den entstandenen Manko zu verhüten. 

Die zu deckenden Fehlbeträge sind von den be- 
treffenden Ladenangestellten im Verhältnis zu ihrer 
Besoldung zu tragen. Ergibt sich ein Fehlbetrag von 
über 1% des Warenumsatzes oder weisen die In- 
ventare wiederholt überhaupt Fehlbeträge auf, so 
ee sofortige Entlassung des Ladenpersonals statt- 
inden. 


Inventarüberschüsse sind Eigentum der Kon- 
sumgenossenschaft. 
Von den obigen Bestimmungen betreffend 


Mankodeckung und Entlassungen wurde bis jetzt 
noch kein Gebrauch gemacht, hingegen sind schon 
verschiedene Zwangsversetzungen in andere Depots 
vorgenommen worden von ersten Verkäuferinnen, 
bei denen wiederholt Differenzen konstatiert wurden 
und zwar mit dem gewünschten Erfolg. Nicht immer 
konnte man genau ermitteln, woher der Manko ent- 
standen ist. Das letzte Geschäftsjahr mit einem Um- 
satz von nahezu 1"2 Millionen Franken erzeigt einen 
Manko von nicht ganz "2%, einige Depots hatten 
Ueberschuss, andere stimmten bereits, und nur 
wenige hatten ein unbefriedigendes Resultat. In 
obigen »% sind die Differenzen fürs Verwägen und 
Vermessen inbegriffen. Die Ware wird netto ohne 
jegliche Vergütung fürs Verwägen und Vermessen 
den Verkäuferinnen fakturiert, die Differenzen bei 
den Kontroll, und Abschlussinventuren geben dann 
Aufschluss über die geleistete Arbeit. Ueberschüsse 
und Manki werden am Ende eines Rechnungsjahres 
durch die Gewinn- und Verlustrechnung verbucht. 
Es wäre nach unserer Ansicht nicht richtig, 
wollte man einfach bei Fehlbeträgen in Verkaufs- 
magazinen, wo verschiedene Angestellte beschäftigt 
sind, sämtliche Verkäuferinnen verantwortlich 
machen. Man denke nur an die vielen vorkommenden 
Fehler und Irrungen bei den Lehrtöchtern und jungen 
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Gehilfinnen, denen noch eine gewisse Routine im 
Ladendienst abgeht. Wir stellen uns nur vor die 
Frage, ist es richtig, das langjährige eingeschulte 
Personal verantwortlich zu machen für die vielen 
Böcke, die da von Lehrtöchtern geschossen werden? 
Die ersten Verkäuferinnen haben mit solchen Töch- 
tern viel Mühe und Arbeit, Verdruss und Aerger, und 
da finden wir es nicht für richtig, dass das geübte 
Personal den Anfängerinnen noch das Manko decken 
soll. Dennoch müssen junge Leute für den Laden- 
dienst nachgezogen werden, und wenn in solchen 
Fällen Differenzen vorkommen, muss man ein Auge 
zudrücken. Was die Lehrzeit für das Ladenpersonal 
anbetrifft, so bestehen in der Schweiz noch keine 
Richtlinien; iede Genossenschaft handelt nach 
eigenem Gutdünken. In der Regel ist die Lehrzeit 
viel zu kurz, und oftmals wird sie bei Verkäuferinnen 
absolviert, die selber noch viel im Ladendienst lernen 
sollten. Daher kommt es, dass wir vielfach beim 
weiblichen Ladenpersonal mehr eingebildete 
als ausgebildete Verkäuferinnen haben, und 
daher kommen oftmals die vielen berechtigten 
Klagen der Mitglieder über die Ladenbedienung. Bei 
einer bessern Ausbildung der Ladentöchter mit 
einer Lehrzeit von mindestens zwei Jahren statt von 
drei bis sechs Monaten könnten viele Differenzen 
vermieden werden, und wir hoffen, der Verein 
schweizerischer Konsumverwalter werde sich bei 
der nächsten sich bietenden Gelegenheit mit dieser 
Frage beschäftigen. Sp. 


Bewegung des Ausiandes 


Deutschland. 


Ein zeitgemässer genossenschaftlicher Anschau- 
ungsunterricht. Wie die «Konsumgen. Rundschau» 
mitteilt, werden seit einiger Zeit genossenschaftliche 
Betriebe durch den Kinofilm gezeigt. Nachdem 
schon früher das Leben und Treiben in der Ham- 
burger «Produktion», dem grossen hanseatischen 
Konsumverein, dargestellt worden war, wird nun- 
mehr eine Filmaufinahme der grosszügigen Lichten- 
berger Anlagen der Berliner Konsumgenossenschaft 
vorgeführt. Unter anderem sieht der Besucher die 
riesige Bäckerei, die in einem einzigen Arbeitsraume 
22 Doppelauszieh-Backöfen in einer Front zeigt, mit 
ihren interessanten Teilmaschinen, die die ganze Ver- 
arbeitung des Mehles bis zum fertigen Brot ohne 
Berührung des Teiges oder Gebäcks mit den Händen 
leisten, die Piefferkuchenbackmaschine, die eigen- 
artige Kaffeepackmaschine, die vollkommen automa- 
tisch das Herstellen, Bekleben, Füllen und Ver- 
schliessen der Tüten besorgt. 

Auch in der Schweiz könnte mancher genossen- 
schaftliche Musterbetrieb durch den Film dem wirt- 
schaftlichen Anschauungsunterricht zu Grunde gelegt 
werden. 


Der Reichsverband deutscher Konsumvereine im 
Jahre 1916. Machte sich im Jahre 1915 eine gewisse 
Stagnation in der Entwicklung des Verbandes be- 
merkbar, insofern als die Mitgliederzahl fast unver- 
ändert blieb, so hat das lange Andauern der Kriegs- 
wirtschaft im Jahre 1916 doch zahlreiche ältere Kon- 
sumvereine, die bisher dem Verband ferne gestanden 
waren, ihm zugeführt. So stieg die Zahl der ange- 


schlossenen Vereine von 191 auf 233. Die Zahl der 
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Eintritte beläuft sich auf 49, die der Austritte auf 7. 
Davon erfolgten 4 infolge Auflösung, 3 infolge Ver- 
schmelzung. Ausser den erwähnten 233 Konsum- 
und Produktivgenossenschaften gehören dem Ver- 
bande noch zwei Zentralgenossenschaften, die Gross- 
einkaufszentrale deutscher Konsumvereine und die 
Verlags- und Versicherungsgesellschaft des Reichs- 
verbandes deutscher Konsumvereine an, sodass also 
die Gesamtmitgliederzahl 235 beträgt. Die Mit- 
gliederzahl der angeschlossenen Genossenschaften 
belief sich auf 285,949 im Jahre 1916 gegenüber 
189,767 im Jahre 1915. Die Zunahme beziffert sich 
also auf nicht weniger als 96,182 bezw. 50,68%. Im 
Vorjahre ergab sich nur eine Zunahme von 18,437 
bezw. 10,5%. Der gesamte Umsatz erreichte den 
Betrag von M. 79,603,965.—, M. 17,928,843.— bezw. 
29,1% mehr als im Jahre 1915. Auf den Verkehr der 
Konsumvereine im eigenen Betrieb entfallen von 
dem Umsatze des Jahres 1916 M. 67,144,039.—, auf 
das Lieferantengeschäft M. 4,329,329,—, auf die Pro- 
duktivgenossenschaften M. 672,266.—, auf die 
Grosseinkaufszentrale M. 7,403,263.— und auf die 
Verlags- und Versicherungsgesellschaft M. 55,008.—. 
Mit Eigenproduktion befassten sich 19 Verbands- 
vereine, darunter die 3 Produktivgenossenschaften. 
Der Umsatz in der Eigenproduktion belief sich bei 
den Konsumvereinen auf M. 7,560,333.20, bei den 
Produktivgenossenschaften auf M. 661,266.80. Die 
Zahl der Angestellten betrug 2430. Die Geschäfts- 
guthaben der Konsumgenossenschaften stellten 
sich auf M. 4,271,490.68 (39,6% mehr), der Reserve- 
fonds auf M. 2,068.495.86 (33,6% mehr), die sonstigen 
Reserven auf M. 837,655.30 (34,1% mehr), die Spar- 
einlagen auf M. 2,554,221.23 (196,3% mehr), der 
Rabatt auf M. 2,992,745.37 (1,7% weniger), der Rein- 
überschuss auf M. 1,154,960.13 (1,9% mehr), die 
Bankguthaben auf M. 4,360,874.50 (95,3% mehr), die 
Warenvorräte auf M. 5,337,526.09 (8,6% mehr), die 


Liegenschaften auf M. 5,481,937.56 (11,0% mehr). 
Die Unkosten betragen M. 6,172,519.83. Darin in- 


begriffen sind die Steuern in der Höhe von 336,337.54 
Mark (29% des Reinüberschusses). 

Der Reinüberschuss im Betrage von 1,154,960.13 
Mark wurde verwendet wie folgt: Verzinsung 
der Geschäftsanteile 49,080.18 Mark, Rückver- 
gütung Mark 570,470.23, Ueberweisung an den 
Reserveionds M. 197,464.20, Ueberweisung an 
sonstige Reserven M. 197,834.21. Zu Bildungs- und 
gemeinnützigen Zwecken M. 21,107.90, Vergütung 
an die Verwaltungen M. 33,100.80, Vortrag auf neue 
Rechnung M. 85,902.61. Zählen wir zu der Rück- 
vergütung den statutarischen Rabatt von 2,992,745.37 
Mark, so erhalten wir eine Gesamtrückerstattung an 
die Mitglieder von M. 3,563,215.60, d.h. 4,9% des Um- 
satzes. Nach ihrem Berufe verteilen sich die 285,604 
Mitglieder, die von der Erhebung erfasst wurden, 
folgendermassen: Selbständige Gewerbetreibende, 
Fabrikanten, Handwerker, Händler usw. 13,882, 
selbständige Landwirte 8030, Angehörige der freien 
Berufe 5258, Staats- und Gemeindebeamte und 
-arbeiter 98,552, Arbeiter in gewerblichen Betrieben 
139,667, Arbeiter in landwirtschaftlichen Betrieben 
2681, Personen ohne bestimmten Beruf 17,534. 

Die Auflage der «Konsumgenossenschaftlichen 
Praxis» stieg von 2066 auf 2384, diejenige des «Kon- 
sumvereins» von 68,897 auf 70,000. 

Die Grosseinkaufszentrale der dem Reichsver- 
bande angeschlossenen Konsumvereine hatte, wie 
ihre grössere Schwester in Hamburg, sehr unter den 
Verhältnissen, besonders der Lebensmittelver- 
sorgungspolitik der Behörden zu leiden. Ihre Mit- 
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gliederzahl betrug am Schlusse des Jahres 74. Der 
Umsatz fiel von M. 10,412,674.10 auf M. 7,403,263.49, 
nachdem er schon im Jahre zuvor um M. 1,074,670.99 
zurückgegangen war. Dagegen ist das finanzielle 
Ergebnis gut. Aktiven und Passiven sind nach 


gesunden Grundsätzen bewertet. Der Reinüber- 
schuss beläuft sich auf Mark 78,597.57. Er wird 
folgendermassen verwendet: 5 Prozent Gewinn- 


anteile auf das einbezalilte Stammkapital Mark 
9218.70, Kriegsrücklage Mark 65,000.—, Reserve- 


fonds und Dispositionsfonds ie M. 2000.—, Vortrag 
auf neue Rechnung M. 378.87. Mit Genehmigung 
dieser Vorschläge ‘stellen sich die verschiedenen 
Reserven wie folgt: Kriegsrücklage M. 93,000.—, 
Reserveionds M. 58,445.15, Dispositionsfonds Mark 
66,000.—, Baufonds M. 45,000.—, Schuldnerrücklage 
M. 60,000.—. Der in den Passiven eingestellte 
Rabatt an die Genossenschaften beziffert sich auf 
M. 37,016.11. Die Grosseinkaufszentrale beschäftigte 
am Schlusse des Jahres 19 Angestellte. 


Polen. 


Polnisches Genossenschaftswesen. Aus Lodz 
wird gemeldet, dass dort ein Verband der 
deutschen Genossenschaften in Polen 
gegründet wurde. 
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Biasca. (B.-Korr.) Unsere am 23. Dezember abhin ab- 
gehaltene ordentliche Generalversammlung war diesmal etwas 
stärker besucht als in den Vorjahren. Von den 952 Mitgliedern 
erschienen 63 Genossenschafter zur Generalversammlung, und 
zwar waren es diesmal mehr Genossenschafter italienischer 
Zunge als Deutschschweizer. Um 2 Uhr konnte die Versamm- 
lung vom Präsidenten des Genossenschaftsrates eröffnet werden. 
Nach Wahl des Tagesbureaus referierte der Verwalter über den 
vorliegenden Jahresbericht und die Jahresrechnung, 

Unsere Genossenschaft erreichte im siebenten Geschäftsiahr 
einen Umsatz von Fr. 438,779,58 gegenüber Fr. 330,503.35 im 
Voriahre. Eingeschrieben und somit rückvergütungsberechtigt 
sind Fr. 303,181.—, worauf wir 4% ausrichten. An der Umsatz- 
vermehrung von Fr. 108,276.23 sind sämtliche Verkaufslokale 
beteiligt, besonders stark aber die Filiale in Bodio, deren Ver- 
mehrung mehr als 50% ausmacht. Auch die beiden im Berichts- 
jahre eröffneten Filialen in Biasca-Nord und Cresciano arbeiten 
zu unserer Zufriedenheit. Die Monopolartikel und das Brot 
konnten bei uns bis anhin trotz der nieder gehaltenen Rück- 
vergütung nicht eingeschrieben’ werden, denn hier im Tessin 
haben wir betreffend Verteilung der Monopolartikel ein Klage- 
lied zu singen. Durch unsere kantonale Organisation wird es 
den Konsumgenossenschaften unmöglich gemacht, ihre Mit- 
glieder in Aussengemeinden, wo keine Filialen sind, zu bedienen. 
Ferner werden die Monopolartikel sozusagen von jeder Ge- 
meinde verschieden fakturiert, und auch die Abgabepreise 
(Höchstpreise) variieren von Gemeinde zu Gemeinde. Es ist 
dies ein grosses Krebsübel und wäre deshalb ein eidgenössisches 
Lebensmittelbuch, nach dem jeder Konsument seine Ware nach 
Wunsch und Willen einkaufen könnte, sehr zu begrüssen. 

Den 345 Neueintritten stehen 57 Austritte gegenüber. Der 
Zuwachs ergibt 288 Mitglieder, wovon aber ein grosser Teil 
nicht aus Ueberzeugung, wohl aber infolge Mangel an Zucker, 
Reis und Mais in den Monaten Oktober/Dezember 1916 unserer 
Genossenschaft beigetreten sind. 

Der Personalbestand erhöhte sich im Berichtsiahre von 9 
auf 13 Angesteilte. 

Die Jahresrechnung wurde einer längern Kritik unterzogen; 
denn es glaubten einige Genossenschafter, Zahlen daraus lesen 
zu können, die wirklich nicht geschrieben stehen. Die Waren- 
rechnung ergab einen Bruttoüberschuss von Fr. 56.688.88. Der ® 
Nettoüberschuss beträgt nach reichlichen Abschreibungen auf 
Mobilien und Immobilien Fr. 18,138.38, der wie folgt verteilt 
wurde: Betriebsfonds Fr. 4000.— (Fr. 3000.—), Dispositions- 
fonds Fr. 300.— (Fr. 200.50), Notstandsionds Fr. 325.55 
(Fr. 200.—), 4% Riückvergütung auf die eingeschriebenen 
Warenbezüge Fr. 12,127.24 (Fr. 6186.24), Gratifikation an die 
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(ienossenschaftsbehörden Fr. 1000.— (Fr. 800.—), Volks- 
bibliothek Biasca Fr. 40.—, und auf neue Rechnung werden 
Fr. 345.59 vorgetragen. Die Bilanz setzt sich nach Verteilung 
des Betriebsüberschusses wie folgt zusammen: Aktiven: Kassa- 
bestand Fr. 4466.03, Warenbestand nach Abschreibung von 32% 
auf dem Verkauiswert Fr. 96,910.47, Mobilien Fr. 8000.—, 
Immobilien Fr. 104,000.—, Wertschriften Fr. 3610.—, Autokonto 
Fr. 2300.— und Debitorenkonto Fr. 2053.22. Passiven: Kautionen 
des Personals Fr. 7400.—, Betriebsfonds (Reservefonds) 
Fr. 17,268.-—, Dispositionsionds Fr. 1000.—, Notstandsionds 
Fr. 750.—, Garantiefionds Fr. 9918.18, Obligationenkonto 
Fr. 43,820.—, Depositeneinlagen Fr. 36,613.90, Hypotheken 
Fr. 55,000.-—, aufigerechnete Zinsen Fr. 4357.36, Kontokorrent- 
schulden Fr. 32,699,45, Rückvergütungen Fr. 12,127.24, Vortrag 
auf neue Rechnung Fr. 345.59, 

Die für den periodischen Austritt in Frage kommenden 
Mitglieder des Genossenschaitsrates und der Revisoren wurden 
mit einer einzigen Ausnahme wieder bestätigt. Ferner wurde 
eine Kommission eingesetzt, die den Auftrag erhielt, die am 
Neubau ausgeführten Arbeiten zu prüfen. 

Zu Traktandum 6 berichtet der Verwalter, dass die Bäckerei 
der Beendigung entgegengeht und auf anfangs Februar nächst- 
hin in Betrieb gesetzt werden soll. Der Bau einer eigenen 
Bäckerei bedingte auch eine definitive Lösung der Frage des 
Camionnagedienstes, der bisher durch Abkommen mit hiesigen 
Fuhrleuten bewerkstelligt wurde, iedoch nie befriedigte. Seit 
28. Oktober rollt nun unser eigenes Auto durch die Strassen. 
und wir glauben, obwohl diese Neueinrichtung bedeutende Mehr- 
spesen erfordert, für den kommenden Camionnagedienst der 
Bäckerei doch das Richtige getroffen zu haben. RL. 

Zum Schlusse wurde die diesjährige Kartoffelvermittlung 
noch einer gehörigen Kritik unterzogen und der (ienossenschaits- 
rat beauftragt, seine Angestellten in Anbetracht der teuern Zeit 
mit einer anständigen Teuerungszulage zu bedenken, Es ist zu 
hoffen, es werde diesem Wunsche unserer Generalversammlung 
nicht nur bei uns, sondern in der ganzen Genossenschaftswelt 
gebührend Rechnung getragen; denn die Vorgesetzten in Ge- 
nossenschaften sind meistens auch selbst vom Brotkorbe anderer ° 
abhängig und sollten deshalb am besten wissen, wie weh die 
Not tut. 


Herisau. (N.-Korr.) Die Umsatzstatistik des Il. Quartals 
1917/18 erzeigt eine ganz bedeutende Vermehrung des Waren- 
umsatzes gegenüber dem Il. Quartal 1916/17. Der Warenumsatz 
stieg nämlich von Fr. 200,820.— auf Fr. 249,686.—, erzeigt dem- 
nach eine Vermehrung von Fr. 48,865.- An diesem schönen 
Resultat partizipieren alle 9 Filialen, und zwar von Fr. 475.55 
bis Fr. 6350.—. In grellen Gegensatz zu dieser erfreulichen 
Vermehrung im Warenumsatz stellt sich leider der Umsatz in 
der Bäckerei. Derselbe ist im Semester 1917/18 um Fr. 6301.— 
niedriger als im gleichen Zeitraume des Vorjahres, nämlich von 
Fr. 56.970.— auf Fr. 50,669.— zurückgegangen. Wir schreiben 
diese Erscheinung nicht der Steigerung des Brotpreises, sondern 
einzige und allein der eingeführten Brotrationierung zu. Diese 
hatte einen wesentlichen Rückgang des Brotkonsums zur Folge, 
was angesichts einer allseitig genügenden und rationellen Er- 
nährung des Volkes lebhaft zu bedauern ist, indem dies unfehl- 
bar vielerorts eine Unterernährung namentlich bei den Kindern 
zur Folge hat. Die bedeutende Vermehrung im Warenumsatz 
ist eben nicht einem bedeutend grösseren Konsum in verschie- 
denen Nahrungsmitteln, welche den Ausfall des Brotes ersetzen 
könnten, zuzuschreiben, sondern zum grössten Teil der rapid 
eingetretenen Preiserhöhung vieler wichtiger Lebensmittel zu 
verdanken, was eher eine Reduktion als Vermehrung des 
Konsums in diesen Artikeln zur Folge hatte. Es wäre nicht 
genug zu bedauern, wenn der Brotkonsum in der Folge wegen 
ungenügenden (Getreidezufiuhren noch mehr eingeschränkt 
werden müsste. Wir hören jetzt schon oft von den Müttern ihr 
3edauern aussprechen, dass sie ihren Kindern dieses wichtigste 
aller Lebensmittel nicht in genügendem Masse zukommen lassen 
können. 


Reinach. (H.-Korr.) Die Konsumgenossenschaft Reinach 
und Umgebung hat ihr 12. Rechnungsiahr mit einem Waren- 
umsatz von Fr, 218,252.— am 30. November abgeschlossen. Der 
Umsatz hat gegenüber dem Rechnungsiahr 1916 eine Steigerung 
von Fr. 50,635.— ergeben, was in der Hauptsache den täglichen 
Preisaufschlägen der notwendigsten Lebens- und Bedarfsartikel 
zuzuschreiben ist. Die gesamten Wareneinkäufe betragen 
Fr. 166,678.—, wovon vom V.S.K. 123,303. — = 74% bezogen 
wurden. Die Mitgliederzahl erhöhte sich von 296 auf 339, Mit 
dem 1. Juli eröffneten wir unsere neu erbaute Bäckerei. Wäh- 
rend dieser fünf Betriebsmonate wurden 30,950 kg Mehl ver- 
backen und daraus 43,075 kg Brot erstellt. Der Rohüberschuss 
des Betriebes belief sich auf Fr. 4209.—, welcher als sehr be- 
friedigend angesehen werden darf. Der Rohüberschuss aus 
dem Warenverkehr beziffert sich auf Fr. 28.445.74; davon er- 
halten die Mitglieder an Rückvergütung auf ihre Bezüge 10% 
— Fr. 14,784.60. Die Unkosten belaufen sich auf Fr. 14,470.51. 
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Die Bilanz weist folgende Posten auf: Aktiven: Kassa- 
bestand Fr, 2054.39, Warenvorräte Fr. 33,096.34, Liegenschaften 
Fr. 74,564.52, Wertschriften Fr. 2200.—, Debitoren Fr. 8487.45, 
Mobiliar Fr. 2308.45, Ausstände Fr. 1056.36. 2. Passiva: Obli- 
gationen Fr. 18,116.90, Anteilscheine Fr. 7924.90, Liegenschaits- 
schulden Fr. 34,824.65, Kreditoren Fr. 4593.15, Spareinleger- 
Konto Fr. 11,707.45, Reserveionds Fr. 25,906.60, Notfonds 
Fr. 180.—, Ueberschuss Fr. 5729.26. 

Die Generalversammlung vom 30. Dezember 1917 genehmigte 
die Rechnung einstimmig, und der Ueberschuss von Fr. 5729.26 
wurde folgendermassen verteilt: 


l. Zuweisung an den Reserveionds Fr. 2500.- 
2. Abschreibung auf Mobiliar » 1008.45 
3. Zuweisung an den Notionds » 200. 
4. Teuerungszulage an den Bäcker »  100,— 
5. An Vorstand, Revisoren und Baukommission »  770.- 
6. Vortrag auf neue Rechnung » 1150.81 


Der Vorstand wurde bestellt aus Ad. Sommerhalder, Ernst 
Zöllig, Anton Gabriel, Fritz Kaspar, Sig. Brunner; als Revisoren 
beliebten: Hs. Glauser, Oskar Hunziker, Walter Hediger. Ferner 
fasste die Versammlung den Beschluss, in Zukunft die ratio- 
nierten Artikel, wie Fette und Oele, nur noch an Mitglieder zu 
verkaufen, was die Folge haben wird, dass unsere Genossen- 
schaft auch dieses Jahr wieder einen schönen Mitzliederzuwachs 
haben wird. 


St. Gallen. (Sch.-Korr.) Dieser Tage ging folgende Notiz 
durch die st. gallischen Tagesblätter: «Aus den Verhandlungen 
des Regierungsrates vom 4. und 8. Januar 1918: Besteuerung 
der Warenhäuser und Zweigverkaufsgeschäfte. Der Regierungs- 
rat beschliesst Eintreten in die Beratung eines vom Finanz- 


departement ausgearbeiteten (esetzesentwurfes über die 
Sonderbesteuerung der Warenhäuser und Zweigverkaufs- 
geschäfte.» 


Was will wohl der st. gallische Fiskus damit? Ist's ein ver- 
steckter Angriff auf die Kassen iener Konsumvereine, die in 
verschiedenen politischen Gemeinden Depots besitzen? Reut 
es den Herrn Finanzchef, dass die Konsumvereine nur mehr 
8% statt der früheren 15% Einkommensteuer leisten müssen? 

Auf alle Fälle: Augen auf! ihr Vertreter der (Genossen- 
schaften! 


Sitzungen der Behörden des V.S.K. und ver- 
wandter Gesellschaften im Jahre 1918. 

Die Verwaltungskommission hat den folgenden 
definitiven Plan für die Abhaltung der verschiedenen 
Sitzungen aufgestellt: 

20. Januar: Zürich, M.S.K. Aufsichtsrat. 

3. Februar: Olten, Volksfürsorge, Verwaltungsrat. 

24. Februar: Basel, 10 Uhr V.A. Aufsichtsrat. — 2 
Uhr M.E.S.K., Verwaltungsrat. 

3. März: Zürich, M.S.K., Gieneralversammlung. 

16./17. März: Basel, V.S.K., Aufsichtsrat. 

7. April: Olten, 10 Uhr Kreispräsidenten und Ver- 
waltungskommission. — 1 Uhr Ge- 
neralversammlung M.E.S.K. 

20. April: Zürich, M.S.K., Aufsichtsrat. 
28. April, 5., 9., 12. Mai: Frühjahrs-Kreiskonferenzen. 
1./2. Juni: Basel, V.S.K., Aufsichtsrat. 
9. Juni: Olten, V. A., Generalversammlung. 
22./23. Juni: Geneve, Delegiertenversammlung V.S.K. 
29./30. Juni: Basel, V.S.K., Aufsichtsrat. 
20. Juli: Zürich, M.S.K., Aufsichtsrat. 
l. September: Olten, Kreispräsidenten und Verwal- 
tungskommission. 
21./22. September: Basel, V.S.K., Aufsichtsrat. 

19. Oktober: Zürich, M.S.K., Aufsichtsrat. 

14.115. Dezember: Basel, V.S.K., Aufsichtsrat. 


Aufnahmen. Die drei Genfer Vereine: 


Soeiete anonyme des cuisines populaires genevoises, 
Boucheries cooperatives de Geneve, S. A., 
Bureau central de Bienfaisance, 


deren Aufnahme am 8. Dezember 1917 gemäss $ 9 III 
der Verbandsstatuten durch den Aufsichtsrat er- 
folgte, sind nun durch Annahme der ihnen vom Auf- 
sichtsrat auferlegten Bedingungen definitiv Mit- 
glieder des Verbandes geworden. 

Umsatz pro Dezember 1917. Die definitiven Um- 
satzziffern sind nun festgestellt. Der Umsatz im De- 
zember 1917 beträgt: 


Fr. 10,233,763.77 


gegenüber Fr. 9,955,070.79 im Dezember 1916. Die 
Zunahme im Dezember 1917 beträgt somit Franken 
278,692.98 oder 2,8 %. 
Der Jahresumsatz pro 1917 erreicht somit die 
Summe von 
Fr. 96,185,998.50. 


Das bedeutet gegenüber dem Umsatz des Jahres 
1916 in der Höhe von Fr. 74,658,943.01 eine Ver- 
mehrung’ von Fr. 21,527,055.49 oder 28,83%. 
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Nahrungsmittelpilanzungen im Kanton Basel-Stadt. — Der 
Gartenkalender. — Förderung der Eigenproduktion an Gemüse 
und Kartoffeln. — Verbandsmitteilungen. — Versicherungsanstalt 
schweiz. Konsumvereine. — Aus dem Erfahrungsschatze unserer 
Hausfrauen. — Feuilleton: Hol über! (Forts.) — Bessere Aus- 
nützung des Kaffeepulvers. — Die englische Grosseinkaufs- 
genossenschaft. Solidarität zwischen Genossenschaften. — 
Vermehrung der industriellen Genossenschaftsbetriebe in Eng- 
land. Es schneielet. Gedicht. Hauswirtschaftliches. — 
Stellenanzeiger. 


La Coope&ration 


Offizielles Organ des V.S.K. in französischer Sprache. 
Einzelabonnementspreis per Jahr: Fr. 2.65. 
Inhalt der Nummer I vom 11. Januar 1918. 
Democratie. — Feuilleton: Georges-Jacques Holyoake. — 
Le reme&de coope&ratif. — La Banque coope£rative russe. — In- 


corrigible. — Questions. — Comparaison. Fourniture du lait 
a prix reduit. Nouvelles de l’Union. — Nouvelles des coop&- 
ratives. — A l’etranger. Pourquoi nous demandons le vote 


Les limites de l’action de l’Etat. — Le collier 
Reponse breve.... 


des femmes. 
de perles. 
bien faite., 


ou longue? — Une annonce 


Mitteilungen der Redaktion 


Vorstandsmitglieder. Wir bitten die 


Mutationen betr. 
Vereinsverwaltungen höflich, Personen- und Adressänderungen 
in den Reihen ihrer Vorstände der Zeitungsadministration je- 
weils sofort mitzuteilen. 

Dadurch können Verzögerungen und Reklamationen in der 
Zustellung der Pilichtexemplare des «Schweiz. Konsum-Verein» 
am besten vermieden werden, 


Wahrspruch. 


Wenn ich betrügen wollte, so würde ich lieber einen Laden 
für Seesoldaten öfinen, oder Winkeladvokat werden, oder 
mir eine Pfandleihe anlegen, oder Taschendieb werden; aber 
die schmutzige Kunst, Schulden zu machen ohne Aussicht, sie 
jemals bezahlen zu können, die würde ich für meiner unwürdig 
achten. Spurgeon, 
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liegt ein Gradmesser genossensthafllicher Gesinnungstreue! 


Dayamamamamamamamamalalalalalalalalaradaäalalaläararäararäararararararıa 


In bezug auf diese Treue steht es nicht überall glänzend. Wir 
schreiben diesen Mangel einer unvollständigen Instruktion 
des Personals seitens der Verwaltung zu. Es ist 
Pflicht der Vereinsverwaltungen, diesem Punkte 
grosse Aufmerksamkeit zu schenken, denn jede 
diesbezügliche Nachlässigkeit trägt nicht 
nur zur Verflachung der Genossen- 
schaftsbewegung bei, sondern be- 
günstigt auch die Konkurrenz 
in weitgehendstem Masse. 
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er die Eigenpatkungen sowie die Eigenproduklion des 
V.S.R. nicht fördert, dem fehlt in diesem Punkte ge- 
nossensthaflliches, zielbewusstes Denken u. Handeln 
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Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 
Bank - Abteilung 


I] 

Versicherungen | 

m = 

Spezial-Abkommen mit nur erst- \ 

klassigen schweiz. Gesellschaften a 

Wir empfehlen uns zum Abschluss von Versicherungsverträgen aller Art zu = 

annehmbaren, konkurrenzlosen und festen Prämien. N 

Unfallversicherungen nach allen Kombinationen: \ 

Kollektiv-Unfallversicherung — mit oder ohne Deckung der industriellen 6) 

Haftpflicht — gegen die ökonomischen Folgen von Betriebs- und Nichtbetriebs- | 

unfällen, die das Arbeitspersonal des Versicherten treffen; & 
Einzel-Unfallversicherung gegen die ökonomischen Folgen von Unfällen jeder 

Art, die den Versicherten selbst treffen; D 

Haftpflichtversicherung gegen die ökonomischen Folgen von körperlichen Un- \ 

fällen und Sachbeschädigungen, für die der Versicherte nach Massgabe der % 

' bestehenden Rechtsvorschriften Dritten gegenüber aufzukommen hat. ! 

© Einbruchdiebstahl - versicherungen für Haushaltungen, Warenlager, C 

N Geschäftseinrichtung, Bargelder, Wertpapiere etc. N 


Glasversicherung. Es werden versichert: 
In Ladenlokalen etc.: die Schaufenster-, Oberlicht- und Türscheiben, Wand- 
spiegel, Ladenschrank- und Regalscheiben, sowie sonstige Objekte. 
Versicherung gegen Wasserleitungsschäden. 


Kautions-Versicherung, gegen Verluste infolge Veruntreuung (Diebstahl 
oder Unterschlagung). 


Transportversicherungen, umfasst die Schäden, die während dem 
Transport der Waren entstehen. 


Versicherungen gegen Feuer-, Blitz- und Explosionsschaden 
und den durch Löschen verursachten Wasserschaden. 

Vermietung von Tresors (Kleinere Geldschränke) mit Einschluss der Ver- 

sicherung gegen Einbruchdiebstahl. 


Für nähere Auskunft, Prospekte, Kosten- RB k Abt 1 
voranschläge etc. wende man sich an die an en eI und 


